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Beschlussempfehlung 
 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 16/5293 - wird in der Fassung der 
Beschlüsse des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend - die sich aus der angefügten 
Übersicht ergeben - angenommen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Beschlüsse des Ausschusses für Fami-
lie, Kinder und Jugend 
 

Gesetz zur Änderung des Kinderbil-
dungsgesetzes und weiterer Gesetze 

 

 Gesetz zur Änderung des Kinderbil-
dungsgesetzes und weiterer Gesetze 

Artikel 1 
Änderung des Kinderbildungsgesetzes 

 

 Artikel 1 
Änderung des Kinderbildungsgesetzes 

 
Das Kinderbildungsgesetz vom 30. Ok-
tober 2007 (GV. NRW. S. 462), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom  
13. November 2012 (GV. NRW S. 510) 
geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 
 

  

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ge-
ändert: 

 1. unverändert 

   
a) Nach der Angabe zu § 3 werden 

die folgenden Angaben eingefügt: 
 

  

 „§ 3a Wunsch- und Wahlrecht 
 

  

 § 3b Bedarfsanzeige und Anmel-
dung“. 

 

  

b) Die Angabe zu § 8 wird wie folgt 
gefasst: 

 

  

 „§ 8 Gemeinsame Förderung aller 
Kinder“. 

 

  

c) Die Angabe zu § 9 wird wie folgt 
gefasst: 

 

  

 „§ 9 Zusammenarbeit mit den El-
tern“. 

 

  

d) Nach der Angabe zu § 9 werden 
die folgenden Angaben eingefügt: 

 

  

 „§ 9a Elternmitwirkung in der Kin-
dertageseinrichtung 

 

  

 § 9b Elternmitwirkung auf Jugend-
amtsbezirks- und Landesebene“. 

 

  

e) Die Angabe zu § 13 wird wie folgt 
gefasst: 
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 „§ 13 Frühkindliche Bildung“. 
 

  

f) Nach der Angabe zu § 13 werden 
die folgenden Angaben eingefügt: 
 

  

 „§ 13a Pädagogische Konzeption 
 

  

 § 13b Beobachtung und Dokumen-
tation 

 

  

 § 13c Sprachliche Bildung 
 

  

 § 13d Angebotsstruktur 
 

  

 § 13e Öffnungszeiten und Schließ-
tage“. 

 

  

g) Die Angabe zu § 14 wird wie folgt 
gefasst:  
 

  

 „§ 14 Kooperationen und Übergän-
ge“. 

 

  

h) Nach der Angabe zu § 14 werden 
die folgenden Angaben eingefügt: 
 

  

 „§ 14a Zusammenarbeit zur 
Frühförderung und Komplexleis-
tung 

 

  

 § 14b Zusammenarbeit mit der 
Grundschule“. 

 

  

i) Die Angabe zu § 15 wird wie folgt 
gefasst: 
 

  

 „§ 15 (weggefallen)“. 
 

  

j) Nach der Angabe zu § 16 werden 
die folgenden Angaben eingefügt: 
 

  

 „§ 16a plusKITA 
 

  

k) Nach der Angabe zu § 20 wird fol-
gende Angabe eingefügt: 
 

  

 „§ 20a Rücklagen“. 
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l) Nach der Angabe zu § 21 werden 
die folgenden Angaben eingefügt: 
 

  

 „§ 21a Landeszuschuss für plus-
KITA-Einrichtungen 

 

  

 § 21b Landeszuschuss für zusätz-
lichen Sprachförderbedarf 

 

  

 § 21c Landeszuschuss für Qualifi-
zierung 

 

  

 § 21d Interkommunaler Ausgleich“.  
 

  

m) Nach der Angabe zu § 21d wird 
folgende Angabe eingefügt: 

 

  

 „§ 21e Planungsgarantie“. 
 

  

   
n) Die Angabe zu § 28 wird wie folgt 

gefasst: 
 

  

 „§ 28 Schlussbestimmung“. 
 

  

2. § 1 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

 2. unverändert 

   
 „(3) Für die Inanspruchnahme von Kin-

dertageseinrichtungen und Kinderta-
gespflege sowie für die Planungsver-
antwortung gelten die Vorschriften des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch - 
Kinder- und Jugendhilfe- in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom  
11. September 2012 (BGBl. I S. 2022) 
in der jeweils geltenden Fassung  
(SGB VIII) unmittelbar.“ 

 

  

3. § 2 wird wie folgt gefasst: 
 

 3. unverändert 

„§ 2 
Allgemeine Grundsätze 

 

  

   
4. Nach § 3 werden die folgenden §§ 3a 

und 3b eingefügt: 
 

 4. Nach § 3 werden die folgenden §§ 3a 
und 3b eingefügt: 

 
„§ 3a 

Wunsch- und Wahlrecht 
 

 „§ 3a 
Wunsch- und Wahlrecht 

 
 (1) Eltern haben das Recht, für die Be-

treuung ihrer Kinder zwischen den im 
  (1)  Eltern haben das Recht, für die Be-

treuung ihrer Kinder zwischen den im 
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Rahmen der örtlichen Jugendhilfepla-
nungen zur Verfügung stehenden Ta-
gesbetreuungsangeboten zu wählen. 

 

Rahmen der örtlichen Jugendhilfepla-
nungen zur Verfügung stehenden Ta-
gesbetreuungsangeboten zu wählen. 

 
 (2) Der Wahl nach Absatz 1 soll am Ort 

des gewöhnlichen Aufenthaltes und 
auch an einem anderen Ort entspro-
chen werden, sofern dies nicht mit un-
verhältnismäßigen Mehrkosten verbun-
den ist. Dabei sind die Bedürfnisse von 
Kindern mit oder mit drohender Behin-
derung an einer wohnortnahen Betreu-
ung in einer Kindertageseinrichtung o-
der in Kindertagespflege zu berücksich-
tigen. Bei der Feststellung der Verhält-
nismäßigkeit der Mehrkosten sind alle 
für die Wahl maßgeblichen Gründe an-
gemessen zu berücksichtigen. 

 

 (2) Der Wahl nach Absatz 1 soll am Ort 
des gewöhnlichen Aufenthaltes und 
auch an einem anderen Ort entspro-
chen werden, sofern dies nicht mit un-
verhältnismäßigen Mehrkosten verbun-
den ist. Dabei sind die Bedürfnisse von 
Kindern mit oder mit drohender Behin-
derung an einer wohnortnahen Betreu-
ung in einer Kindertageseinrichtung o-
der in Kindertagespflege zu berücksich-
tigen. Bei der Feststellung der Verhält-
nismäßigkeit der Mehrkosten sind alle 
für die Wahl maßgeblichen Gründe an-
gemessen zu berücksichtigen. 

 (3) Der zeitliche Umfang des Betreu-
ungsanspruchs richtet sich nach dem 
individuellen Bedarf. Die Eltern haben 
das Recht, die Betreuungszeit für ihre 
Kinder entsprechend ihrem Bedarf und 
im Rahmen dieses Gesetzes zu wäh-
len. Die Träger der Tageseinrichtungen 
und die Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe (Jugendämter) sollen das An-
gebot an den Bedarfen der Familien 
ausrichten und den Wünschen für den 
Betreuungsumfang in Tageseinrichtun-
gen und in Kindertagespflege entspre-
chen. 

 

  (3) Der zeitliche Umfang des Betreu-
ungsanspruchs richtet sich nach dem 
individuellen Bedarf. Die Eltern haben 
das Recht, die Betreuungszeit für ihre 
Kinder entsprechend ihrem Bedarf und 
im Rahmen dieses Gesetzes zu wäh-
len. Die Träger der Tageseinrichtungen 
und die Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe (Jugendämter) sollen das An-
gebot an den Bedarfen der Familien 
ausrichten und den Wünschen für den 
Betreuungsumfang in Tageseinrichtun-
gen und in Kindertagespflege entspre-
chen. 

 
§ 3b 

Bedarfsanzeige und Anmeldung 
 

 § 3b 
Bedarfsanzeige und Anmeldung 

 
 (1) Die Inanspruchnahme eines Be-

treuungsplatzes setzt grundsätzlich vo-
raus, dass Eltern dem Jugendamt spä-
testens sechs Monate vor Inanspruch-
nahme den für ihr Kind gewünschten 
Betreuungsbedarf, den gewünschten 
Betreuungsumfang und die Betreu-
ungsart schriftlich angezeigt haben. Die 
Anzeige kann auch über elektronische 
Systeme, über die Tageseinrichtungen 
oder über die örtlichen Fachvermitt-
lungsstellen für Kindertagespflege er-
folgen. 

 

  (1) Die Inanspruchnahme eines Be-
treuungsplatzes setzt grundsätzlich vo-
raus, dass Eltern dem Jugendamt spä-
testens sechs Monate vor Inanspruch-
nahme den für ihr Kind gewünschten 
Betreuungsbedarf, den gewünschten 
Betreuungsumfang und die Betreu-
ungsart schriftlich angezeigt haben. Die 
Anzeige kann auch über elektronische 
Systeme, über die Tageseinrichtungen 
oder über die örtlichen Fachvermitt-
lungsstellen für Kindertagespflege er-
folgen. 

 
 (2) Eltern, bei denen kurzfristig Bedarf 

für einen Betreuungsplatz entsteht, ha-
 (2) Eltern, bei denen kurzfristig Bedarf 

für einen Betreuungsplatz entsteht, ha-
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ben diesen gegenüber dem Jugendamt 
unverzüglich anzuzeigen. Die Jugend-
ämter sollen im Rahmen ihrer Planung 
auch für Fälle Vorkehrungen treffen, in 
denen die Eltern aus besonderen 
Gründen ausnahmsweise schneller als 
in der Sechsmonatsfrist nach Absatz 1 
einen Betreuungsplatz benötigen. 

 

ben diesen gegenüber dem Jugendamt 
unverzüglich anzuzeigen. Die Jugend-
ämter sollen im Rahmen ihrer Planung 
auch für Fälle Vorkehrungen treffen, in 
denen die Eltern aus besonderen 
Gründen ausnahmsweise schneller als 
in der Sechsmonatsfrist nach Absatz 1 
einen Betreuungsplatz benötigen. 

 (3) Die Jugendämter müssen den El-
tern den Eingang der Bedarfsanzeige 
spätestens nach einem Monat bestäti-
gen und sie gleichzeitig über die örtli-
chen Kostenbeiträge nach § 90 SGB 
VIII informieren. Wenn nicht bereits ein 
Betreuungsvertrag abgeschlossen wur-
de, erhalten in den Fällen des Absatzes 
1 die Eltern vom Jugendamt in der Re-
gel bis acht Wochen, spätestens aber 
sechs Wochen vor dem Zeitpunkt, für 
den der Bedarf angemeldet wurde, eine 
Benachrichtigung über die Zuweisung 
des Betreuungsplatzes. 

 

 (3) Die Jugendämter müssen den El-
tern den Eingang der Bedarfsanzeige 
spätestens nach einem Monat bestäti-
gen und sie gleichzeitig über die örtli-
chen Kostenbeiträge nach § 90 SGB 
VIII informieren. Wenn nicht bereits ein 
Betreuungsvertrag abgeschlossen wur-
de, erhalten in den Fällen des Absatzes 
1 die Eltern vom Jugendamt in der Re-
gel bis acht Wochen, spätestens aber 
sechs Wochen vor dem Zeitpunkt, für 
den der Bedarf angemeldet wurde, eine 
Benachrichtigung über die Zuweisung 
des Betreuungsplatzes. 

 
 (4) Wenn und soweit die vor Ort einge-

setzten Bedarfsanzeigeverfahren auch 
vorsehen, dass die Eltern den Betreu-
ungsbedarf ihrer Kindes in den Tages-
einrichtungen oder bei den örtlichen 
Fachvermittlungsstellen für Kinderta-
gespflege persönlich anzeigen können, 
sind die Träger verpflichtet, an den Be-
darfsanzeigeverfahren mitzuwirken. Die 
Rechte der Träger in Zusammenhang 
mit der Gestaltung der Anmeldung in 
der Einrichtung und der Aufnahmeent-
scheidung bleiben unberührt. 

 

  (4) Wenn und soweit die vor Ort einge-
setzten Bedarfsanzeigeverfahren auch 
vorsehen, dass die Eltern den Betreu-
ungsbedarf ihres Kindes in den Tages-
einrichtungen oder bei den örtlichen 
Fachvermittlungsstellen für Kinderta-
gespflege persönlich anzeigen können, 
sind die Träger verpflichtet, an den Be-
darfsanzeigeverfahren mitzuwirken. Die 
Rechte der Träger in Zusammenhang 
mit der Gestaltung der Anmeldung in 
der Einrichtung und der Aufnahmeent-
scheidung bleiben unberührt. 

 
 (5) In Ergänzung des Bedarfsanzeige-

verfahrens nach den Absätzen 1 bis 3 
können die Jugendämter nach Abspra-
che mit den betroffenen Trägern von 
Kindertageseinrichtungen auch Verfah-
ren vorsehen, die eine Bedarfsanzeige 
in den Kindertageseinrichtungen bereits 
neun Monate vor Inanspruchnahme ei-
nes Tageseinrichtungsplatzes vorse-
hen. Die Sechsmonatsfrist des Absat-
zes 1 bleibt unberührt.“ 

 

  (5) In Ergänzung des Bedarfsanzeige-
verfahrens nach den Absätzen 1 bis 3 
können die Jugendämter nach Abspra-
che mit den betroffenen Trägern von 
Kindertageseinrichtungen auch Verfah-
ren vorsehen, die eine Bedarfsanzeige 
in den Kindertageseinrichtungen bereits 
neun Monate vor Inanspruchnahme ei-
nes Tageseinrichtungsplatzes vorse-
hen. Die Sechsmonatsfrist des Absat-
zes 1 bleibt unberührt.“ 

 
5. § 4 wird wie folgt geändert: 
 

 5. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden nach   
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dem Wort „gleichzeitig“ die Wörter 
„oder insgesamt mehr als acht 
fremde Kinder“ eingefügt. 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

  

aa) In Satz 1 werden nach dem 
Wort „Kinder“ die Wörter 
„gleichzeitig und“ eingefügt. 

 
bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:  

 
 „Ist die vertragliche und pä-

dagogische Zuordnung des 
einzelnen Kindes zu einer 
bestimmten Tagespflegeper-
son nicht gewährleistet oder 
sollen zehn oder mehr Kinder 
gleichzeitig oder insgesamt 
betreut werden, so handelt es 
sich um eine Tageseinrich-
tung und § 45 SGB VIII findet 
Anwendung.“ 

 

  

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

  

 „Die Erlaubnis ist schriftlich beim 
Jugendamt zu beantragen.“ 

 

  

d) Dem Absatz 6 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „§§ 104 f. SGB VIII bleiben unbe-

rührt.“ 
 

  

6. § 5 wird wie folgt geändert: 
 

 6. unverändert 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 fol-
gender Satz eingefügt: 

 
 „Dies gilt nach Ende des Kinder-

gartenjahres auch für Kinder, die 
im selben Kalenderjahr eingeschult 
werden.“ 

 

  

b) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „Dies gilt auch für Kinder, deren 

Geschwister in einer Kindertages-
einrichtung oder in Kindertages-
pflege betreut werden.“ 

 

  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/5973 

 
 

9 

7. Die Überschrift des § 8 wird wie folgt 
gefasst:  

 
 

 7. unverändert 

„§ 8 
Gemeinsame Förderung aller Kinder“. 

 

  

   
8. § 9 wird wie folgt geändert: 
 

 8. unverändert 

a) In der Überschrift werden die Wör-
ter „und Elternmitwirkung“ gestri-
chen. 
 

  

b) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt ge-
fasst: 
 

 „Dazu ist den Eltern mindestens 
einmal im Kindergartenjahr ein Ge-
spräch über die Entwicklung ihres 
Kindes, seine besonderen Interes-
sen und Fähigkeiten sowie geplan-
te Maßnahmen zur gezielten För-
derung des Kindes anzubieten.“ 
 

  

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

  

 „(2) Das pädagogische Personal 
berät und unterstützt die Eltern und 
Familien im Rahmen seiner Kom-
petenzen zu wichtigen Fragen der 
Bildung, Erziehung und Betreuung 
des Kindes.“ 
 

  

d) Die Absätze 3 bis 8 werden aufge-
hoben. 

 

  

9. Nach § 9 werden die folgenden §§ 9a 
und 9b eingefügt: 

 

 9. Nach § 9 werden die folgenden §§ 9a 
und 9b eingefügt: 

 
„§ 9a 

Elternmitwirkung in der  
Kindertageseinrichtung 

 

 „§ 9a 
Elternmitwirkung in der  
Kindertageseinrichtung 

 
 (1) In jeder Kindertageseinrichtung 

werden zur Förderung der Zusammen-
arbeit von Eltern, Personal und Trägern 
die Elternversammlung, der Elternbeirat 
und der Rat der Kindertageseinrichtung 
gebildet. Das Verfahren über die Zu-
sammensetzung der Gremien in der 
Tageseinrichtung und die Geschäfts-
ordnung werden vom Träger im Einver-

  (1) In jeder Kindertageseinrichtung wer-
den zur Förderung der Zusammenar-
beit von Eltern, Personal und Trägern 
die Elternversammlung, der Elternbeirat 
und der Rat der Kindertageseinrichtung 
gebildet. Das Verfahren über die Zu-
sammensetzung der Gremien in der 
Tageseinrichtung und die Geschäfts-
ordnung werden vom Träger im Einver-
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nehmen mit den Eltern festgelegt, so-
weit in diesem Gesetz nicht etwas an-
deres bestimmt ist. Bei Wahlen und 
Abstimmungen haben Eltern eine 
Stimme je Kind. Die Mitwirkungsgremi-
en sollen die Zusammenarbeit zwi-
schen den Eltern, dem Träger und dem 
pädagogischen Personal sowie das In-
teresse der Eltern für die Arbeit der Ein-
richtung fördern.  

 

nehmen mit den Eltern festgelegt, so-
weit in diesem Gesetz nicht etwas an-
deres bestimmt ist. Bei Wahlen und 
Abstimmungen haben Eltern eine 
Stimme je Kind. Die Mitwirkungsgremi-
en sollen die Zusammenarbeit zwi-
schen den Eltern, dem Träger und dem 
pädagogischen Personal sowie das In-
teresse der Eltern für die Arbeit der Ein-
richtung fördern.  

 
 (2) Die Eltern der die Einrichtung besu-

chenden Kinder bilden die Elternver-
sammlung. Diese wird mindestens ein-
mal im Kindergartenjahr von dem Trä-
ger der Kindertageseinrichtung bis spä-
testens 10. Oktober einberufen. Eine 
Einberufung hat außerdem zu erfolgen, 
wenn mindestens ein Drittel der Eltern 
dies verlangt. In der Elternversammlung 
informiert der Träger über personelle 
Veränderungen sowie pädagogische 
und konzeptionelle Angelegenheiten 
sowie die angebotenen Öffnungs- und 
Betreuungszeiten. Zu den Aufgaben 
der Elternversammlung gehört die Wahl 
der Mitglieder des Elternbeirates. Die 
Elternversammlung soll auch für Ange-
bote zur Stärkung der Bildungs- und 
Erziehungskompetenz der Eltern ge-
nutzt werden. 

 

  (2) Die Eltern der die Einrichtung besu-
chenden Kinder bilden die Elternver-
sammlung. Diese wird mindestens ein-
mal im Kindergartenjahr von dem Trä-
ger der Kindertageseinrichtung bis spä-
testens 10. Oktober einberufen. Eine 
Einberufung hat außerdem zu erfolgen, 
wenn mindestens ein Drittel der Eltern 
dies verlangt. In der Elternversammlung 
informiert der Träger über personelle 
Veränderungen sowie pädagogische 
und konzeptionelle Angelegenheiten 
sowie die angebotenen Öffnungs- und 
Betreuungszeiten. Zu den Aufgaben 
der Elternversammlung gehört die Wahl 
der Mitglieder des Elternbeirates. Die 
Elternversammlung soll auch für Ange-
bote zur Stärkung der Bildungs- und 
Erziehungskompetenz der Eltern ge-
nutzt werden. 

 
 (3) Der Elternbeirat vertritt die Interes-

sen der Elternschaft gegenüber dem 
Träger und der Leitung der Einrichtung. 
Dabei hat er auch die besonderen Inte-
ressen von Kindern mit Behinderungen 
in der Einrichtung und deren Eltern an-
gemessen zu berücksichtigen. Das 
Mandat des Elternbeirates gilt über das 
Ende eines Kindergartenjahres hinaus 
und endet mit der Wahl eines neuen El-
ternbeirates, wenn in den Verfahrens-
regeln und Geschäftsordnungen nach 
Absatz 1 Satz 2 keine andere Regelung 
getroffen wurde. 

 

  (3) Der Elternbeirat vertritt die Interes-
sen der Elternschaft gegenüber dem 
Träger und der Leitung der Einrichtung. 
Dabei hat er auch die besonderen Inte-
ressen von Kindern mit Behinderungen 
in der Einrichtung und deren Eltern an-
gemessen zu berücksichtigen. Das 
Mandat des Elternbeirates gilt über das 
Ende eines Kindergartenjahres hinaus 
und endet mit der Wahl eines neuen El-
ternbeirates, wenn in den Verfahrens-
regeln und Geschäftsordnungen nach 
Absatz 1 Satz 2 keine andere Regelung 
getroffen wurde. 

 
 (4) Der Elternbeirat ist vom Träger und 

der Leitung der Einrichtung rechtzeitig 
und umfassend über wesentliche Ent-
scheidungen in Bezug auf die Einrich-
tung zu informieren und insbesondere 
vor Entscheidungen über die pädagogi-

  (4) Der Elternbeirat ist vom Träger und 
der Leitung der Einrichtung rechtzeitig 
und umfassend über wesentliche Ent-
scheidungen in Bezug auf die Einrich-
tung zu informieren und insbesondere 
vor Entscheidungen über die pädagogi-
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sche Konzeption der Einrichtung, über 
die personelle Besetzung, die räumli-
che und sachliche Ausstattung, die 
Hausordnung, die Öffnungszeiten, ei-
nen Trägerwechsel sowie die Aufnah-
mekriterien anzuhören. Gestaltungs-
hinweise hat der Träger angemessen 
zu berücksichtigen.  

 

sche Konzeption der Einrichtung, über 
die personelle Besetzung, die räumli-
che und sachliche Ausstattung, die 
Hausordnung, die Öffnungszeiten, ei-
nen Trägerwechsel sowie die Aufnah-
mekriterien anzuhören. Gestaltungs-
hinweise hat der Träger angemessen 
zu berücksichtigen.  

 
 (5) Entscheidungen, die die Eltern in 

finanzieller Hinsicht berühren, bedürfen 
grundsätzlich der Zustimmung durch 
den Elternbeirat. Hierzu zählen vor al-
lem die Planung und Gestaltung von 
Veranstaltungen für Kinder und Eltern 
sowie die Verpflegung in der Einrich-
tung, soweit es sich dabei zum Beispiel 
nicht nur um geringfügige Preissteige-
rungen im Rahmen allgemeinüblicher 
Teuerungsraten handelt.  

 

  (5) Entscheidungen, die die Eltern in 
finanzieller Hinsicht berühren, bedürfen 
grundsätzlich der Zustimmung durch 
den Elternbeirat. Hierzu zählen vor al-
lem die Planung und Gestaltung von 
Veranstaltungen für Kinder und Eltern 
sowie die Verpflegung in der Einrich-
tung, soweit es sich dabei zum Beispiel 
nicht nur um geringfügige Preissteige-
rungen im Rahmen allgemeinüblicher 
Teuerungsraten handelt.  

 
 (6) Der Rat der Kindertageseinrichtung 

besteht aus Vertreterinnen und Vertre-
tern des Trägers, des Personals und 
des Elternbeirates. Aufgaben sind ins-
besondere die Beratung der Grundsät-
ze der Erziehungs- und Bildungsarbeit, 
die räumliche, sachliche und personelle 
Ausstattung sowie die Vereinbarung 
von Kriterien für die Aufnahme von Kin-
dern in die Einrichtung. Der Rat der 
Kindertageseinrichtung tagt mindestens 
einmal jährlich. 

 

  (6) Der Rat der Kindertageseinrichtung 
besteht aus Vertreterinnen und Vertre-
tern des Trägers, des Personals und 
des Elternbeirates. Aufgaben sind ins-
besondere die Beratung der Grundsät-
ze der Erziehungs- und Bildungsarbeit, 
die räumliche, sachliche und personelle 
Ausstattung sowie die Vereinbarung 
von Kriterien für die Aufnahme von Kin-
dern in die Einrichtung. Der Rat der 
Kindertageseinrichtung tagt mindestens 
einmal jährlich. 

 
§ 9b 

Elternmitwirkung auf Jugendamtsbe-
zirks- und Landesebene 

 

 § 9b 
Elternmitwirkung auf Jugendamtsbe-

zirks- und Landesebene 
 

 (1) Die Elternbeiräte der Tageseinrich-
tungen für Kinder können sich auf örtli-
cher Ebene zu der Versammlung von 
Elternbeiräten zusammenschließen und 
ihre Interessen gegenüber den Trägern 
der Jugendhilfe vertreten. § 9a Absatz 
3 Satz 2 gilt entsprechend. Sie werden 
dabei von den örtlichen und überörtli-
chen öffentlichen Trägern der Jugend-
hilfe unterstützt. Die Versammlung der 
Elternbeiräte wählt in der Zeit zwischen 
dem 11. Oktober und dem 10. Novem-
ber einen Jugendamtselternbeirat. Die 
Gültigkeit der Wahl des Jugendamtsel-
ternbeirates setzt voraus, dass sich 15 

  (1) Die Elternbeiräte der Tageseinrich-
tungen für Kinder können sich auf örtli-
cher Ebene zu der Versammlung von 
Elternbeiräten zusammenschließen und 
ihre Interessen gegenüber den Trägern 
der Jugendhilfe vertreten. § 9a Absatz 
3 Satz 2 gilt entsprechend. Sie werden 
dabei von den örtlichen und überörtli-
chen öffentlichen Trägern der Jugend-
hilfe unterstützt. Die Versammlung der 
Elternbeiräte wählt in der Zeit zwischen 
dem 11. Oktober und dem 10. Novem-
ber einen Jugendamtselternbeirat. Die 
Gültigkeit der Wahl des Jugendamtsel-
ternbeirates setzt voraus, dass sich 15 
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Prozent aller Elternbeiräte im Jugend-
amtsbezirk an der Wahl beteiligt haben. 
Das Mandat der Mitglieder des Ju-
gendamtselternbeirates gilt über das 
Ende eines Kindergartenjahres hinaus 
und endet mit der Wahl eines neuen 
Jugendamtselternbeirates, wenn in den 
Verfahrensregeln und Geschäftsord-
nungen nach Absatz 3 keine andere 
Regelung getroffen wurde. Dem Ju-
gendamtselternbeirat ist vom Jugend-
amt bei wesentlichen die Kindertages-
einrichtungen betreffenden Fragen die 
Möglichkeit der Mitwirkung zu geben. 

 

Prozent aller Elternbeiräte im Jugend-
amtsbezirk an der Wahl beteiligt haben. 
Das Mandat der Mitglieder des Ju-
gendamtselternbeirates gilt über das 
Ende eines Kindergartenjahres hinaus 
und endet mit der Wahl eines neuen 
Jugendamtselternbeirates, wenn in den 
Verfahrensregeln und Geschäftsord-
nungen nach Absatz 3 keine andere 
Regelung getroffen wurde. Dem Ju-
gendamtselternbeirat ist vom Jugend-
amt bei wesentlichen die Kindertages-
einrichtungen betreffenden Fragen die 
Möglichkeit der Mitwirkung zu geben. 

 
 (2) Die Jugendamtselternbeiräte kön-

nen sich auf Landesebene in der Ver-
sammlung der Jugendamtselternbeiräte 
zusammenschließen. Die Jugendamt-
selternbeiräte wählen bis zum 30. No-
vember eines jeden Jahres aus ihrer 
Mitte den Landeselternbeirat. Die Gül-
tigkeit der Wahl des Landeselternbeira-
tes setzt voraus, dass sich Jugendamt-
selternbeiräte aus 15 Prozent aller Ju-
gendamtsbezirke an der Wahl beteiligt 
haben. Dem Landeselternbeirat ist von 
der Obersten Landesjugendbehörde bei 
wesentlichen die Kindertageseinrich-
tungen betreffenden Fragen die Mög-
lichkeit der Mitwirkung zu geben. 

 

  (2) Die Jugendamtselternbeiräte kön-
nen sich auf Landesebene in der Ver-
sammlung der Jugendamtselternbeiräte 
zusammenschließen. Die Jugendamt-
selternbeiräte wählen bis zum 30. No-
vember eines jeden Jahres aus ihrer 
Mitte den Landeselternbeirat. Die Gül-
tigkeit der Wahl des Landeselternbeira-
tes setzt voraus, dass sich Jugendamt-
selternbeiräte aus 15 Prozent aller Ju-
gendamtsbezirke an der Wahl beteiligt 
haben. Dem Landeselternbeirat ist von 
der Obersten Landesjugendbehörde bei 
wesentlichen die Kindertageseinrich-
tungen betreffenden Fragen die Mög-
lichkeit der Mitwirkung zu geben. 

 
 (3) Näheres zum Verfahren und über 

die Zusammensetzung der Gremien auf 
Jugendamts- und Landesebene regeln 
die Versammlungen der Elternbeiräte 
und der Jugendamtselternbeiräte in ei-
ner Geschäftsordnung. Der Landesel-
ternbeirat erhält für die mit der Wahr-
nehmung der Aufgaben verbundenen 
Ausgaben bis zu 10 000 Euro jährlich. 
Die Auszahlung des Betrages für die 
Wahlperiode des Landeselternbeirats 
(1. Dezember bis 30. November des 
Folgejahres) erfolgt ab Januar nach der 
Wahl. Die Ausgaben einer Wahlperiode 
sind dem überörtlichen Träger der Ju-
gendhilfe (Landesjugendamt) beim 
Landschaftsverband Rheinland jährlich 
spätestens bis zum 31. Januar des 
Folgejahres nachzuweisen. Abschlags-
zahlungen sind zu verrechnen.“ 

 

  (3) Näheres zum Verfahren und über 
die Zusammensetzung der Gremien auf 
Jugendamts- und Landesebene regeln 
die Versammlungen der Elternbeiräte 
und der Jugendamtselternbeiräte in ei-
ner Geschäftsordnung. Der Landesel-
ternbeirat erhält für die mit der Wahr-
nehmung der Aufgaben verbundenen 
Ausgaben bis zu 15 000 Euro jährlich. 
Die Auszahlung des Betrages für die 
Wahlperiode des Landeselternbeirats 
(1. Dezember bis 30. November des 
Folgejahres) erfolgt ab Januar nach der 
Wahl. Die Ausgaben einer Wahlperiode 
sind dem überörtlichen Träger der Ju-
gendhilfe (Landesjugendamt) beim 
Landschaftsverband Rheinland jährlich 
spätestens bis zum 31. Januar des 
Folgejahres nachzuweisen. Abschlags-
zahlungen sind zu verrechnen.“ 
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10. § 12 wird wie folgt geändert: 
 

 10. unverändert 

a) In § 12 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 
werden nach dem Wort „Familien-
zentrum“ die Wörter „, Status als 
Einrichtung gemäß § 16a oder  
§ 16b“ eingefügt. 

 

  

b) In § 12 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 
werden das Wort „Jahren“ durch 
die Wörter „Monat und Jahr“ und in 
Nummer 3 das Wort „Leitungsfrei-
stellungsstunden“ durch das Wort 
„Leitungsstunden“ ersetzt.  

 

  

11. § 13 wird wie folgt gefasst: 
 

 11. § 13 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 13 
Frühkindliche Bildung 

 

 „§ 13 
Frühkindliche Bildung 

 
 (1) Bildung ist die aktive Auseinander-

setzung des Kindes mit seiner Umge-
bung auf der Grundlage seiner bisheri-
gen Lebenserfahrung. Sie ist ein kon-
struktiver Prozess, bei dem Selbstbil-
dung durch unmittelbare Wahrnehmung 
und aktives, experimentierendes Han-
deln einerseits und Einfluss der Umge-
bung andererseits im wechselseitigen 
Verhältnis zueinander stehen. Bildung 
wirkt darauf hin, die Entwicklung des 
Kindes zu einer eigenständigen Per-
sönlichkeit und den Erwerb seiner sozi-
alen Kompetenz unter Beachtung der in 
Artikel 7 der Verfassung des Landes 
Nordrhein-Westfalen genannten 
Grundsätze zu fördern. 

 

 (1) Bildung ist die aktive Auseinander-
setzung des Kindes mit seiner Umge-
bung auf der Grundlage seiner bisheri-
gen Lebenserfahrung. Sie ist ein kon-
struktiver Prozess, bei dem Selbstbil-
dung durch unmittelbare Wahrnehmung 
und aktives, experimentierendes Han-
deln einerseits und Einfluss der Umge-
bung andererseits im wechselseitigen 
Verhältnis zueinander stehen. Bildung 
wirkt darauf hin, die Entwicklung des 
Kindes zu einer eigenständigen Per-
sönlichkeit und den Erwerb seiner sozi-
alen Kompetenz unter Beachtung der in 
Artikel 6 und 7 der Verfassung des 
Landes Nordrhein-Westfalen genann-
ten Grundsätze zu fördern. 

 
 (2) Die Kindertageseinrichtungen und 

die Kindertagespflege gestalten ihre 
Bildungsangebote so, dass die indivi-
duellen Belange und die unterschiedli-
chen Lebenslagen der Kinder und ihrer 
Familien Berücksichtigung finden. Die 
Bildungsgelegenheiten sind so zu ge-
stalten, dass die Kinder neben Wissen 
und Kompetenzen auch Bereitschaften 
und Einstellungen (weiter-) entwickeln. 
Das pädagogische Personal in Kinder-
tageseinrichtungen und in Kindertages-
pflege beachtet, was die Kinder in ihren 
Bildungs- und Entwicklungsprozess 
einbringen, welche Möglichkeiten sie 

 (2) Die Kindertageseinrichtungen und 
die Kindertagespflege gestalten ihre 
Bildungsangebote so, dass die indivi-
duellen Belange und die unterschiedli-
chen Lebenslagen der Kinder und ihrer 
Familien Berücksichtigung finden. Die 
Bildungsgelegenheiten sind so zu ge-
stalten, dass die Kinder neben Wissen 
und Kompetenzen auch Bereitschaften 
und Einstellungen (weiter-) entwickeln. 
Das pädagogische Personal in Kinder-
tageseinrichtungen und in Kindertages-
pflege beachtet, was die Kinder in ihren 
Bildungs- und Entwicklungsprozess 
einbringen, welche Möglichkeiten sie 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/5973 

 
 

14 

besitzen, welche Zeit sie benötigen, 
welche Initiative sie zeigen und stimmt 
sein pädagogisches Handeln darauf ab. 
Es schafft eine anregungsreiche Um-
gebung, die jedem Kind Freiräume, 
Muße und Zeit gibt, um mit neuen Er-
fahrungen und Lerngelegenheiten auf 
seine Weise umzugehen. Das Personal 
beachtet dabei auch, dass verlässliche 
Bindung, Vertrauen und emotionale Si-
cherheit den Bildungsprozess des Kin-
des besonders unterstützen. 

 

besitzen, welche Zeit sie benötigen, 
welche Initiative sie zeigen und stimmt 
sein pädagogisches Handeln darauf ab. 
Es schafft eine anregungsreiche Um-
gebung, die jedem Kind Freiräume, 
Muße und Zeit gibt, um mit neuen Er-
fahrungen und Lerngelegenheiten auf 
seine Weise umzugehen. Das Personal 
beachtet dabei auch, dass verlässliche 
Bindung, Vertrauen und emotionale Si-
cherheit den Bildungsprozess des Kin-
des besonders unterstützen. 

 
 (3) Die Kindertageseinrichtungen und 

die Kindertagespflege bieten auf Basis 
der Eigenaktivität des Kindes und orien-
tiert an seinem Alltag vielfältige Bil-
dungsmöglichkeiten, die die motori-
sche, sensorische, emotionale, ästheti-
sche, kognitive, kreative, soziale und 
sprachliche Entwicklung des Kindes 
ganzheitlich fördern und die Begegnung 
und Auseinandersetzung mit anderen 
Menschen einschließen. Wesentlicher 
Ausgangspunkt für die Gestaltung der 
pädagogischen Arbeit sind die Stärken, 
Interessen und Bedürfnisse des Kindes. 

 

 (3) Die Kindertageseinrichtungen und 
die Kindertagespflege bieten auf Basis 
der Eigenaktivität des Kindes und orien-
tiert an seinem Alltag vielfältige Bil-
dungsmöglichkeiten, die die motori-
sche, sensorische, emotionale, ästheti-
sche, kognitive, kreative, soziale und 
sprachliche Entwicklung des Kindes 
ganzheitlich fördern und die Begegnung 
und Auseinandersetzung mit anderen 
Menschen einschließen. Wesentlicher 
Ausgangspunkt für die Gestaltung der 
pädagogischen Arbeit sind die Stärken, 
Interessen und Bedürfnisse des Kindes. 

 (4) Das pädagogische Personal in der 
Kindertagesbetreuung verbindet ge-
meinsame Bildung und Erziehung aller 
Kinder mit individueller Förderung. Es 
leistet einen Beitrag zu mehr Chancen-
gleichheit der Kinder, unabhängig von 
Geschlecht, sozialer oder ethnischer 
Herkunft und zum Ausgleich individuel-
ler und sozialer Benachteiligungen. 

 

  (4) Das pädagogische Personal in der 
Kindertagesbetreuung verbindet ge-
meinsame Bildung und Erziehung aller 
Kinder mit individueller Förderung. Es 
leistet einen Beitrag zu mehr Chancen-
gleichheit der Kinder, unabhängig von 
Geschlecht, sozialer oder ethnischer 
Herkunft und zum Ausgleich individuel-
ler und sozialer Benachteiligungen. 

 
 (5) Bildung und Erziehung sollen dazu 

beitragen, dass alle Kinder sich in ihren 
unterschiedlichen Fähigkeiten und Le-
benssituationen anerkennen, positive 
Beziehungen aufbauen, sich gegensei-
tig unterstützen und zu Gemeinsinn und 
Toleranz befähigt werden. 

 

  (5) Bildung und Erziehung sollen dazu 
beitragen, dass alle Kinder sich in ihren 
unterschiedlichen Fähigkeiten und Le-
benssituationen anerkennen, positive 
Beziehungen aufbauen, sich gegensei-
tig unterstützen, zu Gemeinsinn und 
Toleranz befähigt und in ihrer interkultu-
rellen Kompetenz gestärkt werden. 

 
 (6) Die Bildungs- und Erziehungsarbeit 

wirkt darauf hin, Kinder zur gleichbe-
rechtigten gesellschaftlichen Teilhabe 
zu befähigen. Daher sollen Kinder ih-
rem Alter, ihrem Entwicklungsstand und 
ihren Bedürfnissen entsprechend bei 

 (6) Die Bildungs- und Erziehungsarbeit 
wirkt darauf hin, Kinder zur gleichbe-
rechtigten gesellschaftlichen Teilhabe 
zu befähigen. Daher sollen Kinder ih-
rem Alter, ihrem Entwicklungsstand und 
ihren Bedürfnissen entsprechend bei 
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der Gestaltung des Alltags in der Kin-
dertageseinrichtung oder in der Kinder-
tagespflege mitwirken. Sie sind vom 
pädagogischen Personal bei allen sie 
betreffenden Angelegenheiten alters- 
und entwicklungsgerecht zu beteiligen. 
Zum Wohl der Kinder und zur Siche-
rung ihrer Rechte sind in Tageseinrich-
tungen geeignete Verfahren der Beteili-
gung und die Möglichkeit der Be-
schwerde in persönlichen Angelegen-
heiten vorzusehen und zu praktizieren.“ 

 

der Gestaltung des Alltags in der Kin-
dertageseinrichtung oder in der Kinder-
tagespflege mitwirken. Sie sind vom 
pädagogischen Personal bei allen sie 
betreffenden Angelegenheiten alters- 
und entwicklungsgerecht zu beteiligen. 
Zum Wohl der Kinder und zur Siche-
rung ihrer Rechte sind in Tageseinrich-
tungen geeignete Verfahren der Beteili-
gung und die Möglichkeit der Be-
schwerde in persönlichen Angelegen-
heiten vorzusehen und zu praktizieren.“ 

12. Nach § 13 werden die folgenden  
§§ 13a bis 13e eingefügt:  

 

 12. Nach § 13 werden die folgenden  
§§ 13a bis 13e eingefügt:  

 
„§ 13a 

Pädagogische Konzeption 
 

 „§ 13a 
Pädagogische Konzeption 

 
 (1) Die Tageseinrichtungen führen die 

Bildung, Erziehung und Betreuung nach 
einer eigenen träger- oder einrich-
tungsspezifischen pädagogischen Kon-
zeption durch. Diese Konzeption muss 
Ausführungen zur Eingewöhnungspha-
se, zur Bildungsförderung, insbesonde-
re zur sprachlichen und motorischen 
Förderung, zur Sicherung der Rechte 
der Kinder, zu Maßnahmen der Quali-
tätsentwicklung und -sicherung und zur 
Erziehungspartnerschaft mit den Eltern 
enthalten. Wenn in der Kindertagesein-
richtung auch unter Dreijährige betreut 
werden, muss die pädagogische Kon-
zeption auch auf diesbezügliche Be-
sonderheiten eingehen. 

 

  (1) Die Tageseinrichtungen führen die 
Bildung, Erziehung und Betreuung nach 
einer eigenen träger- oder einrich-
tungsspezifischen pädagogischen Kon-
zeption durch. Diese Konzeption muss 
Ausführungen zur Eingewöhnungspha-
se, zur Bildungsförderung, insbesonde-
re zur sprachlichen und motorischen 
Förderung, zur Sicherung der Rechte 
der Kinder, zu Maßnahmen der Quali-
tätsentwicklung und -sicherung und zur 
Erziehungspartnerschaft mit den Eltern 
enthalten. Wenn in der Kindertagesein-
richtung auch unter Dreijährige betreut 
werden, muss die pädagogische Kon-
zeption auch auf diesbezügliche Be-
sonderheiten eingehen. 

 
 (2) Die pädagogische Arbeit in Kinder-

tageseinrichtungen orientiert sich dabei 
an den Grundsätzen zur Bildungsförde-
rung für Kinder.  

 

 (2) Die pädagogische Arbeit in Kinder-
tageseinrichtungen orientiert sich dabei 
an den Grundsätzen zur Bildungsförde-
rung für Kinder.  

 
 (3) Absätze 1 und 2 sollen in der Kin-

dertagespflege entsprechend ange-
wendet werden. 

 

 (3) Absätze 1 und 2 sollen in der Kin-
dertagespflege entsprechend ange-
wendet werden. 

 
§ 13b 

Beobachtung und Dokumentation 
 

 § 13b 
Beobachtung und Dokumentation 

 
 (1) Grundlage der Erfüllung des Bil-

dungs- und Erziehungsauftrages, ins-
besondere der individuellen stärkenori-
entierten ganzheitlichen Förderung ei-

 (1) Grundlage der Erfüllung des Bil-
dungs- und Erziehungsauftrages, ins-
besondere der individuellen stärkenori-
entierten ganzheitlichen Förderung ei-
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nes jeden Kindes ist eine regelmäßige 
alltagsintegrierte wahrnehmende Be-
obachtung des Kindes. Diese ist auch 
auf seine Möglichkeiten und auf die in-
dividuelle Vielfalt seiner Handlungen, 
Vorstellungen, Ideen, Werke und Prob-
lemlösungen gerichtet. Die Beobach-
tung und Auswertung mündet in die re-
gelmäßige Dokumentation des Entwick-
lungs- und Bildungsprozesses des Kin-
des (Bildungsdokumentation). Nach ei-
nem umfassenden Aufnahmegespräch 
mit den Eltern und einer Eingewöh-
nungsphase, spätestens aber sechs 
Monate nach Aufnahme des Kindes in 
die Kindertageseinrichtung, erfolgt eine 
erste Dokumentation. Entsprechendes 
ist für die Förderung in Kindertages-
pflege anzustreben. Die Bildungsdoku-
mentation setzt die schriftliche Zustim-
mung der Eltern voraus.  

 

nes jeden Kindes ist eine regelmäßige 
alltagsintegrierte wahrnehmende Be-
obachtung des Kindes. Diese ist auch 
auf seine Möglichkeiten und auf die in-
dividuelle Vielfalt seiner Handlungen, 
Vorstellungen, Ideen, Werke und Prob-
lemlösungen gerichtet. Die Beobach-
tung und Auswertung mündet in die re-
gelmäßige Dokumentation des Entwick-
lungs- und Bildungsprozesses des Kin-
des (Bildungsdokumentation). Nach ei-
nem umfassenden Aufnahmegespräch 
mit den Eltern und einer Eingewöh-
nungsphase, spätestens aber sechs 
Monate nach Aufnahme des Kindes in 
die Kindertageseinrichtung, erfolgt eine 
erste Dokumentation. Entsprechendes 
ist für die Förderung in Kindertages-
pflege anzustreben. Die Bildungsdoku-
mentation setzt die schriftliche Zustim-
mung der Eltern voraus.  

 
 (2) Die Bildungsdokumentation ist auch 

Gegenstand von Entwicklungsgesprä-
chen mit den Eltern. Wenn die Eltern in 
zeitlicher Nähe zur Informationsweiter-
gabe schriftlich zugestimmt haben, wird 
sie den Grundschulen zur Einsichtnah-
me zur Verfügung gestellt und von den 
Lehrkräften des Primarbereichs in die 
weitere individuelle Förderung einbezo-
gen. Die Eltern sind dabei auf ihre Wi-
derspruchsmöglichkeit hinzuweisen. 
Endet die Betreuung des Kindes in der 
Tageseinrichtung, wird die Bildungsdo-
kumentation den Eltern ausgehändigt. 

 

  (2) Die Bildungsdokumentation ist auch 
Gegenstand von Entwicklungsgesprä-
chen mit den Eltern. Wenn die Eltern in 
zeitlicher Nähe zur Informationsweiter-
gabe schriftlich zugestimmt haben, wird 
sie den Grundschulen zur Einsichtnah-
me zur Verfügung gestellt und von den 
Lehrkräften des Primarbereichs in die 
weitere individuelle Förderung einbezo-
gen. Die Eltern sind dabei auf ihre Wi-
derspruchsmöglichkeit hinzuweisen. 
Endet die Betreuung des Kindes in der 
Tageseinrichtung, wird die Bildungsdo-
kumentation den Eltern ausgehändigt. 

 

 

§ 13c 
Sprachliche Bildung 

 

 § 13c 
Sprachliche Bildung 

 
 (1) Zur Erfüllung des Bildungs- und 

Erziehungsauftrages gehört die konti-
nuierliche Förderung der sprachlichen 
Entwicklung. Sprachbildung ist ein all-
tagsintegrierter, wesentlicher Bestand-
teil der frühkindlichen Bildung. Sprache 
ist schon in den ersten Lebensjahren 
das wichtigste Denk- und Verständi-
gungswerkzeug. Die Mehrsprachigkeit 
von Kindern ist anzuerkennen und zu 
fördern.  

 

  (1) Zur Erfüllung des Bildungs- und 
Erziehungsauftrages gehört die konti-
nuierliche Förderung der sprachlichen 
Entwicklung. Sprachbildung ist ein all-
tagsintegrierter, wesentlicher Bestand-
teil der frühkindlichen Bildung. Sprache 
ist schon in den ersten Lebensjahren 
das wichtigste Denk- und Verständi-
gungswerkzeug. Die Mehrsprachigkeit 
von Kindern ist anzuerkennen und zu 
fördern. Sie kann auch durch die Förde-
rung in bilingualen Kindertageseinrich-
tungen oder bilingualer Kindertages-
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pflege unterstützt werden. 
 

 (2) Die sprachliche Entwicklung ist im 
Rahmen dieses kontinuierlichen Pro-
zesses regelmäßig und beginnend mit 
der Beobachtung nach § 13b Absatz 1 
Satz 4 unter Verwendung geeigneter 
Verfahren zu beobachten und zu do-
kumentieren. Die Sprachentwicklung 
soll im Rahmen der bestehenden Mög-
lichkeiten auch in anderen Mutterspra-
chen beobachtet und gefördert werden.  

 

  (2) Die sprachliche Entwicklung ist im 
Rahmen dieses kontinuierlichen Pro-
zesses regelmäßig und beginnend mit 
der Beobachtung nach § 13b Absatz 1 
Satz 4 unter Verwendung geeigneter 
Verfahren zu beobachten und zu do-
kumentieren. Die Sprachentwicklung 
soll im Rahmen der bestehenden Mög-
lichkeiten auch in anderen Mutterspra-
chen beobachtet und gefördert werden. 

 (3) Die pädagogische Konzeption nach 
§ 13a muss Ausführungen zur alltagsin-
tegrierten kontinuierlichen Begleitung 
und Förderung der sprachlichen Bil-
dung der Kinder und zur  gezielten indi-
viduellen Sprachförderung enthalten.  

 

  (3) Die pädagogische Konzeption nach 
§ 13a muss Ausführungen zur alltagsin-
tegrierten kontinuierlichen Begleitung 
und Förderung der sprachlichen Bil-
dung der Kinder und zur  gezielten indi-
viduellen Sprachförderung enthalten.  

 
 (4) Für jedes Kind, das eine besondere 

Unterstützung in der deutschen Spra-
che benötigt, ist eine gezielte Sprach-
förderung nach dem individuellen Be-
darf zu gewährleisten.  

 

  (4) Für jedes Kind, das eine besondere 
Unterstützung in der deutschen Spra-
che benötigt, ist eine gezielte Sprach-
förderung nach dem individuellen Be-
darf zu gewährleisten.  

 
§ 13d 

Angebotsstruktur 
 

 § 13d 
Angebotsstruktur 

 
 (1) Der Träger einer Tageseinrichtung 

kann die pädagogische Angebotsstruk-
tur und Gruppenbildung nach seiner 
Konzeption festsetzen.  

 

  (1) Der Träger einer Tageseinrichtung 
kann die pädagogische Angebotsstruk-
tur und Gruppenbildung nach seiner 
Konzeption festsetzen.  

 
 (2) Auch wenn in einer Einrichtung 

Gruppen gebildet werden, die sich aus 
verschiedenen oder aus Anteilen der 
Gruppenformen nach der Anlage zu  
§ 19 Absatz 1 zusammensetzen, hat 
der Träger die Anzahl der in einer 
Gruppe betreuten Kinder so festzule-
gen, dass jedes entsprechend seinem 
Alter und seiner Entwicklung gefördert 
werden kann. Werden in einer Einrich-
tung auch Kinder mit Behinderungen 
betreut, so ist der besondere Bedarf für 
die gemeinsame Förderung von Kin-
dern mit und ohne Behinderungen bei 
der Personalbemessung oder der Fest-
legung der Gruppengröße zu berück-
sichtigen. 

 

  (2) Auch wenn in einer Einrichtung 
Gruppen gebildet werden, die sich aus 
verschiedenen oder aus Anteilen der 
Gruppenformen nach der Anlage zu  
§ 19 Absatz 1 zusammensetzen, hat 
der Träger die Anzahl der in einer 
Gruppe betreuten Kinder so festzule-
gen, dass jedes entsprechend seinem 
Alter und seiner Entwicklung gefördert 
werden kann. Werden in einer Einrich-
tung auch Kinder mit Behinderungen 
betreut, so ist der besondere Bedarf für 
die gemeinsame Förderung von Kin-
dern mit und ohne Behinderungen bei 
der Personalbemessung oder der Fest-
legung der Gruppengröße zu berück-
sichtigen. 
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 (3) Für die bestmögliche Förderung der 
Kinder, zur Erweiterung des Hand-
lungsspielraums in den Einrichtungen 
und der Perspektiven auf das einzelne 
Kind kann sich das pädagogische Per-
sonal in Tageseinrichtungen für Kinder, 
vor allem in Familienzentren und plus-
KITA-Einrichtungen im Sinne des 
§ 16a, aus multiprofessionellen Teams 
zusammen setzen, bei denen sich die 
Fähigkeiten und Kenntnisse der 
Teammitglieder ergänzen. Dies setzt 
voraus, dass die Standards an die Be-
setzung der Personalkraftstunden nach 
der Anlage zu § 19 eingehalten werden. 

 

  (3) Für die bestmögliche Förderung der 
Kinder, zur Erweiterung des Hand-
lungsspielraums in den Einrichtungen 
und der Perspektiven auf das einzelne 
Kind kann sich das pädagogische Per-
sonal in Tageseinrichtungen für Kinder, 
vor allem in Familienzentren und plus-
KITA-Einrichtungen im Sinne des 
§ 16a, aus multiprofessionellen Teams 
zusammen setzen, bei denen sich die 
Fähigkeiten und Kenntnisse der 
Teammitglieder ergänzen. Dies setzt 
voraus, dass die Standards an die Be-
setzung der Personalkraftstunden nach 
der Anlage zu § 19 eingehalten werden. 

 
 (4) Wird in der Tageseinrichtung Mit-

tagessen angeboten, so ist jedenfalls 
jedem Kind mit einer wöchentlichen Be-
treuungszeit ab 35 Stunden grundsätz-
lich die Teilnahme zu ermöglichen. 

 

  (4) Wird in der Tageseinrichtung Mit-
tagessen angeboten, so ist jedenfalls 
jedem Kind mit einer wöchentlichen Be-
treuungszeit ab 35 Stunden grundsätz-
lich die Teilnahme zu ermöglichen. 

 
 (5) Der Träger hat das pädagogische 

Angebot so zu gestalten, dass grund-
sätzlich alle Kinder unabhängig von der 
wöchentlichen Betreuungszeit an be-
sonderen Angeboten zu ausgewählten 
Anlässen, beispielsweise zur Förderung 
der Erziehungspartnerschaft zwischen 
Eltern und pädagogischem Personal 
oder in Zusammenhang mit dem Über-
gang in die Grundschule, Festen und 
Veranstaltungen teilnehmen können. 

 

  (5) Der Träger hat das pädagogische 
Angebot so zu gestalten, dass grund-
sätzlich alle Kinder unabhängig von der 
wöchentlichen Betreuungszeit an be-
sonderen Angeboten zu ausgewählten 
Anlässen, beispielsweise zur Förderung 
der Erziehungspartnerschaft zwischen 
Eltern und pädagogischem Personal 
oder in Zusammenhang mit dem Über-
gang in die Grundschule, Festen und 
Veranstaltungen teilnehmen können. 

 
§ 13e 

Öffnungszeiten und Schließtage 
 

 § 13e 
Öffnungszeiten und Schließtage 

 
 (1) Jede Kindertageseinrichtung soll 

bedarfsgerechte Öffnungs- und Betreu-
ungszeiten unter Berücksichtigung des 
Kindeswohls und der Elternwünsche 
anbieten. In der Regel ist eine durch-
gehende Betreuung über Mittag anzu-
bieten. Die Tageseinrichtung kann nach 
Anhörung des Elternbeirates zur Siche-
rung ihres Bildungs- und Erziehungs-
auftrages Kernzeiten festlegen. Die wö-
chentliche Betreuungszeit eines Kindes 
ergibt sich aus der Summe der regel-
mäßigen Betreuungszeiten je Wochen-
tag. 

 

  (1) Jede Kindertageseinrichtung soll 
bedarfsgerechte Öffnungs- und Betreu-
ungszeiten unter Berücksichtigung des 
Kindeswohls und der Elternwünsche 
anbieten. Grundlage für die angebote-
nen Betreuungszeiten ist die örtliche 
Jugendhilfeplanung. In der Regel ist ei-
ne durchgehende Betreuung über Mit-
tag anzubieten. Die Tageseinrichtung 
kann nach Anhörung des Elternbeirates 
zur Sicherung ihres Bildungs- und Er-
ziehungsauftrages Kernzeiten festle-
gen. Die wöchentliche Betreuungszeit 
eines Kindes ergibt sich aus der Sum-
me der regelmäßigen Betreuungszeiten 
je Wochentag. 
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 (2) Kindertageseinrichtungen sind ver-

pflichtet, ganzjährig eine regelmäßige 
Betreuung und Förderung aller aufge-
nommenen Kinder zu gewährleisten. 
Die Anzahl der jährlichen Schließtage 
(ohne Samstage, Sonn- und Feiertage) 
soll zwanzig und darf dreißig Öffnungs-
tage nicht überschreiten.  

 
 

  (2) Kindertageseinrichtungen sind ver-
pflichtet, ganzjährig eine regelmäßige 
Betreuung und Förderung aller aufge-
nommenen Kinder zu gewährleisten. 
Die Anzahl der jährlichen Schließtage 
(ohne Samstage, Sonn- und Feiertage) 
soll zwanzig und darf dreißig Öffnungs-
tage nicht überschreiten.  

 

 (3) Kindertageseinrichtungen in Betrie-
ben oder an Ausbildungsstätten bieten 
Öffnungs- und Betreuungszeiten, die 
sich unter besonderer Beachtung des 
Kindeswohls an den Arbeits- und Aus-
bildungszeiten der Eltern orientieren. 

 

  (3) Kindertageseinrichtungen in Betrie-
ben oder an Ausbildungsstätten bieten 
Öffnungs- und Betreuungszeiten, die 
sich unter besonderer Beachtung des 
Kindeswohls an den Arbeits- und Aus-
bildungszeiten der Eltern orientieren. 

 
 (4) Kindertageseinrichtungen sind ver-

pflichtet, Eltern von Kindern, die bei 
Schließung der Einrichtungen an Feri-
entagen weder von ihren Eltern noch 
auf andere Weise angemessen betreut 
und gefördert werden können, auf  
§ 22a Absatz 3 Satz 2 SGB VIII hinzu-
weisen und die Sicherstellung einer an-
derweitigen Betreuungsmöglichkeit so-
weit möglich zu unterstützen.“  

 

  (4) Kindertageseinrichtungen sind ver-
pflichtet, Eltern von Kindern, die bei 
Schließung der Einrichtungen an Feri-
entagen weder von ihren Eltern noch 
auf andere Weise angemessen betreut 
und gefördert werden können, auf  
§ 22a Absatz 3 Satz 2 SGB VIII hinzu-
weisen und die Sicherstellung einer an-
derweitigen Betreuungsmöglichkeit so-
weit möglich zu unterstützen.“  

 
13. § 14 wird durch die folgenden §§ 14 bis 

14b ersetzt: 
 

 13. § 14 wird durch die folgenden §§ 14 bis 
14b ersetzt: 

 
„§ 14 

Kooperationen und Übergänge 
 

 „§ 14 
Kooperationen und Übergänge 

 
 (1) Zur Erfüllung der Aufgaben nach 

diesem Gesetz und zur Sicherung ei-
nes beständigen Bildungs- und Erzie-
hungsprozesses des Kindes sollen ins-
besondere das pädagogische Personal 
in den Tageseinrichtungen und die Ta-
gespflegepersonen unter Berücksichti-
gung kleinräumiger Gebiets- und Sozi-
alstrukturen miteinander, aber auch mit 
anderen Einrichtungen und Diensten, 
die ihren Aufgabenbereich berühren, 
zusammenarbeiten. Diese Zusammen-
arbeit soll zum Wohl des Kindes, in ei-
nem gleichberechtigten, partnerschaftli-
chen Verhältnis und unter Beachtung 
des Rechts auf informationelle Selbst-
bestimmung der Kinder und ihrer Eltern 
erfolgen. 

  (1) Zur Erfüllung der Aufgaben nach 
diesem Gesetz und zur Sicherung ei-
nes beständigen Bildungs- und Erzie-
hungsprozesses des Kindes sollen ins-
besondere das pädagogische Personal 
in den Tageseinrichtungen und die Ta-
gespflegepersonen unter Berücksichti-
gung kleinräumiger Gebiets- und Sozi-
alstrukturen miteinander, aber auch mit 
anderen Einrichtungen und Diensten, 
die ihren Aufgabenbereich berühren, 
zusammenarbeiten. Diese Zusammen-
arbeit soll zum Wohl des Kindes, in ei-
nem gleichberechtigten, partnerschaftli-
chen Verhältnis und unter Beachtung 
des Rechts auf informationelle Selbst-
bestimmung der Kinder und ihrer Eltern 
erfolgen. 
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 (2) Zur Ausgestaltung der örtlichen Ko-

operation zwischen Tageseinrichtungen 
und Tagespflegepersonen sollen Ko-
operationsvereinbarungen geschlossen 
werden, die beispielsweise regelmäßi-
gen Informationsaustausch sichern o-
der gemeinsame Fort- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen und Veranstaltun-
gen im Sozialraum enthalten. Das Ju-
gendamt fördert die Zusammenarbeit 
zwischen Kindertageseinrichtungen und 
Kindertagespflege. 

 

  (2) Zur Ausgestaltung der örtlichen Ko-
operation zwischen Tageseinrichtungen 
und Tagespflegepersonen sollen Ko-
operationsvereinbarungen geschlossen 
werden, die beispielsweise regelmäßi-
gen Informationsaustausch sichern o-
der gemeinsame Fort- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen und Veranstaltun-
gen im Sozialraum enthalten. Das Ju-
gendamt fördert die Zusammenarbeit 
zwischen Kindertageseinrichtungen und 
Kindertagespflege. 

 
§ 14a 

Zusammenarbeit zur Frühförderung  
und Komplexleistung 

 

 § 14a 
Zusammenarbeit zur Frühförderung  

und Komplexleistung 
 

 Zur Unterstützung der Förderung von 
Kindern mit Behinderung oder von Be-
hinderung bedrohter Kinder arbeiten 
diejenigen Tageseinrichtungen für Kin-
der und Kindertagespflegestellen, die 
Kinder mit und ohne Behinderung ge-
meinsam betreuen, unter regelmäßiger 
Einbeziehung der Eltern mit den Sozi-
alhilfe-, den anderen Rehabilitationsträ-
gern und den Leistungserbringern zu-
sammen. Die Leistungen der Frühför-
derung und Komplexleistung können 
auch in den Räumlichkeiten der Tages-
einrichtungen erbracht werden, soweit 
hierfür Vereinbarungen getroffen wur-
den und die Voraussetzungen für die 
Leistungserbringung in der Kinderta-
geseinrichtung gegeben sind.“ 

 

  Zur Unterstützung der Förderung von 
Kindern mit Behinderung oder von Be-
hinderung bedrohter Kinder arbeiten 
diejenigen Tageseinrichtungen für Kin-
der und Kindertagespflegestellen, die 
Kinder mit und ohne Behinderung ge-
meinsam betreuen, unter regelmäßiger 
Einbeziehung der Eltern mit den Sozi-
alhilfe-, den anderen Rehabilitationsträ-
gern und den Leistungserbringern zu-
sammen. Die Leistungen der Frühför-
derung und Komplexleistung können 
auch in den Räumlichkeiten der Tages-
einrichtungen erbracht werden, soweit 
hierfür Vereinbarungen getroffen wur-
den und die Voraussetzungen für die 
Leistungserbringung in der Kinderta-
geseinrichtung gegeben sind.“ 

 
§ 14b 

Zusammenarbeit mit der Grundschule 
 

 § 14b 
Zusammenarbeit mit der Grundschule 

 
 (1) Kindertageseinrichtungen arbeiten 

mit der Schule in Wahrnehmung einer 
gemeinsamen Verantwortung für die 
beständige Förderung des Kindes und 
seinen Übergang in die Grundschule 
zusammen. 

 

  (1) Kindertageseinrichtungen arbeiten 
mit der Schule in Wahrnehmung einer 
gemeinsamen Verantwortung für die 
beständige Förderung des Kindes und 
seinen Übergang in die Grundschule 
zusammen. 

 
 (2) Zur Sicherung gelingender Zusam-

menarbeit und zur Gestaltung des 
Übergangs vom Elementar- in den Pri-
marbereich gehören insbesondere  

 

  (2) Zur Sicherung gelingender Zusam-
menarbeit und zur Gestaltung des 
Übergangs vom Elementar- in den Pri-
marbereich gehören insbesondere  

 
1. eine kontinuierliche gegenseitige In-  1. eine kontinuierliche gegenseitige In-
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formation über die Bildungsinhalte,  
-methoden und -konzepte, 

 

formation über die Bildungsinhalte,  
-methoden und -konzepte, 

 
2.  die Kontinuität bei der Förderung der 

Entwicklung der Kinder,  
 

 2.  die Kontinuität bei der Förderung der 
Entwicklung der Kinder,  

 
3.  regelmäßige gegenseitige Hospitati-

onen,  
 

 3.  regelmäßige gegenseitige Hospitati-
onen,  

 
4.  die für alle Beteiligten erkennbare 

Benennung fester Ansprechperso-
nen in beiden Institutionen,  

 

 4.  die für alle Beteiligten erkennbare 
Benennung fester Ansprechperso-
nen in beiden Institutionen,  

 
5. gemeinsame (Informations-) Veran-

staltungen für die Eltern und Fami-
lien der Kinder,  

 

 5. gemeinsame (Informations-) Veran-
staltungen für die Eltern und Fami-
lien der Kinder,  

 
6.  gemeinsame Konferenzen zur Ge-

staltung des Übergangs in die 
Grundschule und 

 

 6.  gemeinsame Konferenzen zur Ge-
staltung des Übergangs in die 
Grundschule und 

 
7.  gemeinsame Fort- und Weiterbil-

dungsmaßnahmen der Fach- und 
Lehrkräfte. 

 

 7.  gemeinsame Fort- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen der Fach- und 
Lehrkräfte. 

 
 (3) Der Schulträger lädt gemeinsam mit 

den Leiterinnen und Leitern der Tages-
einrichtungen für Kinder und der 
Grundschulen die Eltern, deren Kinder 
in zwei Jahren eingeschult werden, zu 
einer Informationsveranstaltung ein, in 
der die Eltern über Fördermöglichkeiten 
im Elementarbereich beraten werden. 

 

  (3) Der Schulträger lädt gemeinsam mit 
den Leiterinnen und Leitern der Tages-
einrichtungen für Kinder und der 
Grundschulen die Eltern, deren Kinder 
in zwei Jahren eingeschult werden, zu 
einer Informationsveranstaltung ein, in 
der die Eltern über Fördermöglichkeiten 
im Elementarbereich und Primarbereich 
insbesondere auch über die Bedeutung 
kontinuierlich aufeinander aufbauender 
Bildungsprozesse beraten werden. 

 
 (4) Zur Durchführung der Feststellung 

des Sprachstandes nach § 36 Absatz 2 
des Schulgesetzes NRW vom 15. Feb-
ruar 2005 (GV. NRW. S. 102), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
5. November 2013 (GV. NRW. S. 618) 
geändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung erhebt der Träger der 
Tageseinrichtung, die nach diesem Ge-
setz gefördert wird oder die der Obers-
ten Landesjugendbehörde oder  
einer von ihr beauftragten Stelle eine 
den Anforderungen des § 13c entspre-
chende Sprachstandsbeobachtung,  
-dokumentation und -förderung nach-
weist, bei den Eltern, deren Kinder zur 

  (4) Zur Durchführung der Feststellung 
des Sprachstandes nach § 36 Absatz 2 
des Schulgesetzes NRW vom 15. Feb-
ruar 2005 (GV. NRW. S. 102), das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
5. November 2013 (GV. NRW. S. 618) 
geändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung erhebt der Träger der 
Tageseinrichtung, die nach diesem Ge-
setz gefördert wird oder die der Obers-
ten Landesjugendbehörde oder  
einer von ihr beauftragten Stelle eine 
den Anforderungen des § 13c entspre-
chende Sprachstandsbeobachtung,  
-dokumentation und -förderung nach-
weist, bei den Eltern, deren Kinder zur 
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Teilnahme an der Sprachstandsfeststel-
lung verpflichtet sind, die folgenden Da-
ten und übermittelt sie an das zuständi-
ge Schulamt: 

 

Teilnahme an der Sprachstandsfeststel-
lung verpflichtet sind, die folgenden Da-
ten und übermittelt sie an das zuständi-
ge Schulamt: 

 
1.  Name und Vorname des Kindes; 
 

 1.  Name und Vorname des Kindes; 
 

2.  Geburtsdatum; 
 

 2.  Geburtsdatum; 
 

3.  Geschlecht;  
 

 3.  Geschlecht;  
 

4.  Familiensprache; 
 

 4.  Familiensprache; 
 

5.  Aufnahmedatum in der Kindertages-
einrichtung; 

 

 5.  Aufnahmedatum in der Kindertages-
einrichtung; 

 
6.  Namen, Vornamen und Anschriften 

der Eltern; 
 

 6.  Namen, Vornamen und Anschriften 
der Eltern; 

 
7.  Vorliegen der Zustimmung nach  

§ 13b Absatz 1 Satz 6. 
 

 7.  Vorliegen der Zustimmung nach  
§ 13b Absatz 1 Satz 6. 

 
 Soweit Kinder im Rahmen der Pflichten 

nach § 36 Absatz 2 des Schulgesetzes 
NRW in einer Kindertageseinrichtung 
zusätzlich sprachlich gefördert werden, 
ist der Träger der Einrichtung verpflich-
tet, Angaben über die Teilnahme der 
Kinder an dieser zusätzlichen Sprach-
förderung dem zuständigen Schulamt 
mitzuteilen.“ 

 

  Soweit Kinder im Rahmen der Pflichten 
nach § 36 Absatz 2 des Schulgesetzes 
NRW in einer Kindertageseinrichtung 
zusätzlich sprachlich gefördert werden, 
ist der Träger der Einrichtung verpflich-
tet, Angaben über die Teilnahme der 
Kinder an dieser zusätzlichen Sprach-
förderung dem zuständigen Schulamt 
mitzuteilen.“ 

 
14. § 15 wird aufgehoben. 
 

 14. unverändert 
 

15. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

 15. unverändert 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 
 

  

„1.  Informations- und Beratungs-
angebote zur Unterstützung 
der Eltern bei der Förderung 
ihrer Kinder vorhalten oder 
leicht zugänglich vermitteln, 
und Beratungs- und Hilfsange-
bote für Eltern und Familien 
bündeln und miteinander ver-
netzen,“. 

 

  

b) In Nummer 2 werden die Wörter 
„Hilfe und“ gestrichen. 
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c) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 
 

  

„4. Sprachförderung für Kinder 
und ihre Familien anbieten, 
auch solche die über § 13c 
hinausgeht; insbesondere sind 
dies Sprachfördermaßnahmen 
für Kinder im Alter zwischen 
vier Jahren und Schuleintritt 
mit zusätzlichem Sprachför-
derbedarf, die keine Kinderta-
geseinrichtung besuchen“. 

 

  

16. Nach § 16 werden die folgenden  
§§ 16a und 16b eingefügt: 

 

 16. Nach § 16 werden die folgenden  
§§ 16a und 16b eingefügt: 

 
„§ 16a 

plusKITA 
 

 „§ 16a 
plusKITA 

 
 (1) Die plusKITA ist eine Kindertages-

einrichtung mit einem hohen Anteil von 
Kindern mit besonderem Unterstüt-
zungsbedarf des Bildungsprozesses. 
Sie muss als plusKITA in die örtliche 
Jugendhilfeplanung aufgenommen 
worden sein.  

 

  (1) Die plusKITA ist eine Kindertages-
einrichtung mit einem hohen Anteil von 
Kindern mit besonderem Unterstüt-
zungsbedarf des Bildungsprozesses. 
Sie muss als plusKITA in die örtliche 
Jugendhilfeplanung aufgenommen 
worden sein.  

 
 (2) Die plusKITA hat in besonderer 

Weise die Aufgabe, 
 

  (2) Die plusKITA hat in besonderer 
Weise die Aufgabe, 

 
1. bei der individuellen Förderung  

der Kinder deren Potenziale zu stär-
ken, die alltagskulturelle Perspektive 
zu berücksichtigen und sich an den 
lebensweltlichen Motiv- und Prob-
lemlagen der Familien zu orientie-
ren, 

 

 1. bei der individuellen Förderung  
der Kinder deren Potenziale zu stär-
ken, die alltagskulturelle Perspektive 
zu berücksichtigen und sich an den 
lebensweltlichen Motiv- und Prob-
lemlagen der Familien zu orientie-
ren, 

 
2. zur Stärkung der Bildungschancen 

auf die Lebenswelt und das Woh-
numfeld der Kinder abgestimmte pä-
dagogische Konzepte und Hand-
lungsformen zu entwickeln, 

 

 2. zur Stärkung der Bildungschancen 
auf die Lebenswelt und das Woh-
numfeld der Kinder abgestimmte pä-
dagogische Konzepte und Hand-
lungsformen zu entwickeln, 

 
3. zur Stärkung der Bildungschancen 

und zur Steigerung der Nachhaltig-
keit, die Eltern durch adressatenge-
rechte Elternarbeit und -stärkung re-
gelmäßig in die Bildungsförderung 
einzubeziehen, 

 

 3. zur Stärkung der Bildungschancen 
und zur Steigerung der Nachhaltig-
keit, die Eltern durch adressatenge-
rechte Elternarbeit und -stärkung re-
gelmäßig in die Bildungsförderung 
einzubeziehen, 

 
4. sich über die Pflichten nach § 14 

hinaus in die lokalen Netzwerkstruk-
 4. sich über die Pflichten nach § 14 

hinaus in die lokalen Netzwerkstruk-
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turen durch jeweils eine feste An-
sprechperson aus der Kindertages-
einrichtung einzubringen, 

 

turen durch jeweils eine feste An-
sprechperson aus der Kindertages-
einrichtung einzubringen, 

 
5. sich zur Weiterentwicklung der indi-

viduellen zusätzlichen Sprachförde-
rung, über die Pflichten nach § 13c 
hinaus, zum Beispiel durch die re-
gelmäßige Teilnahme an Fort- und 
Weiterbildungsmaßnahmen zu quali-
fizieren und die Bildungs- und Erzie-
hungsarbeit den speziellen Anforde-
rungen anzupassen, 

 

 5. sich zur Weiterentwicklung der indi-
viduellen zusätzlichen Sprachförde-
rung, über die Pflichten nach § 13c 
hinaus, zum Beispiel durch die re-
gelmäßige Teilnahme an Fort- und 
Weiterbildungsmaßnahmen zu quali-
fizieren und die Bildungs- und Erzie-
hungsarbeit den speziellen Anforde-
rungen anzupassen, 

 
6. die Ressourcen ihres pädagogi-

schen Personals durch konkrete 
Maßnahmen beispielsweise regel-
mäßige Supervision, Schulung und 
Beratung, Fort- und Weiterbildung 
oder größere Multiprofessionalität im 
Team zu stärken. 

 

 6. die Ressourcen ihres pädagogi-
schen Personals durch konkrete 
Maßnahmen beispielsweise regel-
mäßige Supervision, Schulung und 
Beratung, Fort- und Weiterbildung 
oder größere Multiprofessionalität im 
Team zu stärken. 

 
§ 16b 

Zusätzlicher Sprachförderbedarf 
 

 § 16b 
Zusätzlicher Sprachförderbedarf 

 
 Soweit die Kindertageseinrichtungen 

Mittel für zusätzlichen Sprachförderbe-
darf erhalten, haben sie im Team eine 
sozialpädagogische Fachkraft, die in 
der Regel über nachgewiesene beson-
dere Erfahrungen und Kenntnisse in 
der Sprachförderung verfügt, zu be-
schäftigen. Der Träger der Einrichtung 
sorgt dafür, dass diese Fachkraft durch 
die regelmäßige Teilnahme an Fort- 
und Weiterbildungsmaßnahmen die 
speziellen Anforderungen dieser Ta-
geseinrichtung sichert und weiter ent-
wickelt.“ 

 

  Soweit die Kindertageseinrichtungen 
Mittel für zusätzlichen Sprachförderbe-
darf erhalten, haben sie im Team eine 
sozialpädagogische Fachkraft, die in 
der Regel über nachgewiesene beson-
dere Erfahrungen und Kenntnisse in 
der Sprachförderung verfügt, zu be-
schäftigen. Der Träger stellt sicher, 
dass die vom Jugendamt zur Verfügung 
gestellten Landeszuschüsse zur Finan-
zierung zusätzlicher Fachkraftstunden 
eingesetzt werden, die über den 1. 
Wert der Tabelle in der Anlage zu § 19 
Absatz 1 hinausgehen. Er sorgt außer-
dem dafür, dass diese Fachkraft durch 
die regelmäßige Teilnahme an Fort- 
und Weiterbildungsmaßnahmen die 
speziellen Anforderungen dieser Ta-
geseinrichtung sichert und weiter ent-
wickelt. 

 
17. § 17 wird wie folgt geändert: 
 

 17. unverändert 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „gel-
ten die Grundsätze für die Bil-
dungs- und Erziehungsarbeit nach“ 
durch das Wort „gilt“ ersetzt. 
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b) Dem Absatz 2 werden die folgen-
den Sätze angefügt: 

 
 „Diese Qualifikation soll in der Re-

gel spätestens ab der Betreuung 
eines zweiten Kindes begonnen 
worden sein. Wegen der Beson-
derheiten des Tätigkeitsfeldes kön-
nen die Jugendämter bestimmen, 
dass auch sozialpädagogische 
Fachkräfte mit Praxiserfahrung 
über eine Qualifikation zur Kinder-
tagespflege verfügen müssen. In 
diesen Fällen sollten die Qualifika-
tionsanforderungen im Stundenum-
fang der Hälfte des Standards des 
Deutschen Jugendinstituts ent-
sprechen.“ 

 

  

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 
 

  

18. § 18 wird wie folgt geändert: 
 

 18. unverändert 

 
a) In Absatz 2 Satz 5 wird die Angabe 

„Abs.“ durch das Wort „Absatz“ er-
setzt und nach dem Wort „genann-
ten“ das Wort „wöchentlichen“ ein-
gefügt. 

 

  

b) Dem Absatz 2 werden die folgen-
den Sätze angefügt: 

 

  

 „Die kommunale Jugendhilfepla-
nung stellt sicher, dass in ihrem 
Bezirk alle Betreuungszeiten in be-
darfsgerechtem Umfang vorgehal-
ten werden. Die Träger sollen er-
möglichen, dass Eltern Betreu-
ungsverträge für ihre Kinder ab-
schließen können, die ihrem tat-
sächlichen Bedarf entsprechen.“ 

 

  

c) In Absatz 3 wird die Nummer 2 
durch die folgenden Nummern 2 
bis 5 ersetzt: 

 

  

„2. der Träger die Regelungen die-
ses Gesetzes und die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften beachtet,  

 
 

  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/5973 

 
 

26 

3. die Anzahl der Schließtage 
dreißig Öffnungstage nicht 
überschreitet, 

 

  

4. die Leitung der Einrichtung und 
die Leitung jeder Gruppe einer 
sozialpädagogischen Fachkraft 
übertragen sind 

 

  

 und 
 

  

5. sich die Zahl der Kinder pro 
Gruppe und der Personaleinsatz 
im Übrigen an den Beschrei-
bungen der Gruppenformen in 
der Anlage zu § 19 Absatz 1 
orientiert und Grundlage für die 
Personalbemessung ist. Diese 
Orientierung ist in der Regel 
dann gegeben, wenn mindes-
tens die vorgesehenen Perso-
nalkraftstunden des ersten Wer-
tes der Anlage zu § 19 Absatz 1 
vorgehalten werden.“ 

 

  

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird aufgehoben. 
 

bb) Die Angabe „Abs.“ wird durch 
das Wort „Absatz“ ersetzt. 

 

  

e) Absatz 5 wird aufgehoben. 
 

  

19. § 19 wird wie folgt geändert: 
 

 19. § 19 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt ge-
fasst: 

 

 a) unverändert 
 

 „Hierzu erfolgt eine monatliche Er-
fassung durch den Träger der Ein-
richtung auf der Grundlage des Be-
treuungsvertrages bis spätestens 
zum Ende des übernächsten Mo-
nats.“ 

 

  

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

 b) unverändert 
 

 „(2) Die Kindpauschalen erhöhen 
sich jährlich, erstmals für das Kin-
dergartenjahr 2015/2016, um 1,5 
Prozent.“ 
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c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
 c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
 „(4) Aus der Entscheidung der Ju-

gendhilfeplanung nach Absatz 3 
ergeben sich bis zum 15. März Hö-
he und Anzahl der auf eine Einrich-
tung entfallenden Kindpauschalen 
(Kindpauschalenbudget). Das Ju-
gendamt ist berechtigt, bereits be-
willigte Kindpauschalen zwischen 
dem 15. März und dem Beginn des 
Kindergartenjahres im Einverneh-
men mit den Trägern im Bedarfsfall 
auf andere Einrichtungen zu über-
tragen, wenn dies nicht zu einer 
Erhöhung des Zuschusses nach 
§ 21 Absatz 1 führt. Bis zum  
31. Juli 2015 sind Abweichungen 
zwischen den Ergebnissen der Ju-
gendhilfeplanung und der tatsächli-
chen Inanspruchnahme bei der 
Festsetzung der endgültigen Zah-
lungen nur zu berücksichtigen, 
wenn sie bezogen auf die Einrich-
tung über zehn Prozent der jeweili-
gen Fördersumme hinausgehen. 
Satz 3 gilt nicht für Überschreitun-
gen aufgrund von Kindpauschalen 
für Kinder mit Behinderung oder 
Kinder, die von einer wesentlichen 
Behinderung bedroht sind, und bei 
denen dies von einem Träger der 
Eingliederungshilfe festgestellt 
wurde. Ab dem 1. August 2015 
werden, Abweichungen im Sinne 
von Satz 3 bei der Festsetzung der 
endgültigen Zahlungen berücksich-
tigt; dabei ist die endgültige Zah-
lung bei Unterschreitungen min-
destens in Höhe der Planungsga-
rantie gemäß des am 1. August 
2015 in Kraft tretenden § 21e fest-
zusetzen. Das Jugendamt stellt für 
das am 31. Juli endende Kinder-
gartenjahr die Ergebnisse nach 
Satz 3 und 4 fest und meldet sie 
dem Landesjugendamt bis zum  
15. Oktober desselben Kalender-
jahres. Die Pflichten aus Satz 6 
gelten ab dem 1. August 2015 für 
die Ergebnisse nach Satz 5 ent-
sprechend.“ 

  „(4) Aus der Entscheidung der Ju-
gendhilfeplanung nach Absatz 3 
ergeben sich bis zum 15. März Hö-
he und Anzahl der auf eine Einrich-
tung entfallenden Kindpauschalen 
(Kindpauschalenbudget). Das Ju-
gendamt ist berechtigt, bereits be-
willigte Kindpauschalen zwischen 
dem 15. März und dem Beginn des 
Kindergartenjahres im Einverneh-
men mit den Trägern im Bedarfsfall 
auf andere Einrichtungen zu über-
tragen, wenn dies nicht zu einer 
Erhöhung des Zuschusses nach 
§ 21 Absatz 1 führt. Bis zum  
31. Juli 2015 sind Abweichungen 
zwischen den Ergebnissen der Ju-
gendhilfeplanung und der tatsächli-
chen Inanspruchnahme bei der 
Festsetzung der endgültigen Zah-
lungen nur zu berücksichtigen, 
wenn sie bezogen auf die Einrich-
tung über zehn Prozent der jeweili-
gen Fördersumme hinausgehen. 
Satz 3 gilt nicht für Überschreitun-
gen aufgrund von Kindpauschalen 
für Kinder mit Behinderung oder 
Kinder, die von einer wesentlichen 
Behinderung bedroht sind, und bei 
denen dies von einem Träger der 
Eingliederungshilfe festgestellt 
wurde. Ab dem 1. August 2015 
werden Abweichungen im Sinne 
von Satz 3 bei der Festsetzung der 
endgültigen Zahlungen berücksich-
tigt; dabei ist die endgültige Zah-
lung bei Unterschreitungen min-
destens in Höhe der Planungsga-
rantie gemäß des am 1. August 
2015 in Kraft tretenden § 21e fest-
zusetzen. Das Jugendamt stellt für 
das am 31. Juli endende Kinder-
gartenjahr die Ergebnisse nach 
Satz 3 und 4 fest und meldet sie 
dem Landesjugendamt bis zum  
15. Oktober desselben Kalender-
jahres. Die Pflichten aus Satz 6 
gelten ab dem 1. August 2015 für 
die Ergebnisse nach Satz 5 ent-
sprechend.“ 
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d) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

 
 d) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

 
 „(6) Für die Betreuung von Kindern 

nach Schuleintritt werden Kindpau-
schalen nur bei Betreuung in einer 
bestehenden Gruppe mit aus-
schließlich Kindern im schulpflichti-
gen Alter (Horte) gezahlt. Für die 
Betreuung von Kindern in Horten, 
werden nur Kindpauschalen für 25 
oder 35 Stunden wöchentliche Be-
treuungszeit gezahlt.“ 

 

  „(6) Für die Betreuung von Kindern 
nach Schuleintritt werden Kindpau-
schalen nur bei Betreuung in einer 
bestehenden Gruppe mit aus-
schließlich Kindern im schulpflichti-
gen Alter (Horte) gezahlt. Für die 
Betreuung von Kindern in Horten 
werden nur Kindpauschalen für 25 
oder 35 Stunden wöchentliche Be-
treuungszeit gezahlt.“ 

 
20. § 20 wird wie folgt geändert: 
 

 20. § 20 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

 a) unverändert 
 

 „(1) Das Jugendamt gewährt dem 
Träger der Einrichtung einen Zu-
schuss für die Aufgaben nach die-
sem Gesetz, wenn der Finanzie-
rungsanteil des Trägers an den 
Kindpauschalen nach § 19 geleistet 
wird. Dieser Zuschuss beträgt 88 
Prozent der Kindpauschalen nach 
§ 19, wenn es sich um eine Kirche 
oder Religionsgemeinschaft des öf-
fentlichen Rechts handelt (kirchli-
che Trägerschaft). Wenn es sich 
um einen anerkannten Träger der 
freien Jugendhilfe nach § 6 Absatz 
1 handelt, der nicht zugleich in 
kirchlicher Trägerschaft ist (andere 
freie Trägerschaft), erhöht sich der 
Zuschuss auf 91 Prozent. Soweit 
es sich beim Träger um einen Ver-
ein handelt, dem Erziehungsbe-
rechtigte von mindestens 90 Pro-
zent der die Einrichtung besuchen-
den Kinder angehören, die nach ih-
rer Zahl oder der Satzung sowohl 
die für die laufende Beschlussfas-
sung als auch die für die Änderung 
der Satzung erforderliche Mehrheit 
haben (Elterninitiativen), erhöht 
sich der Zuschuss auf 96 Prozent. 
Der Zuschuss beträgt 79 Prozent, 
wenn es sich beim Träger der Ein-
richtung um den örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe, eine 
sonstige kreisangehörige Gemein-
de oder einen sonstigen Gemein-
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deverband (kommunale Träger-
schaft) handelt. Führt der Wechsel 
der Trägerschaft zu einer Erhö-
hung des Zuschusses, so erhält 
der neue Träger den bisherigen 
Zuschuss. Ausnahmen von Satz 6 
bedürfen der Zustimmung der 
obersten Landesjugendbehörde.“ 

 
b) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt ge-

fasst:  
 

 b) unverändert  
 

 „Ein Betrag in Höhe von  
2 798,13 Euro für jede Gruppe in 
der Tageseinrichtung und der in 
Absatz 1 zugrunde liegende Ei-
genanteil des Trägers sind im We-
ge des Vorabzuges zu berücksich-
tigen.“ 

 

  

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wör-
ter „, sowie für Waldkindergärten 
und Einrichtungen in sozialen 
Brennpunkten,“ durch die Wörter 
„und für Waldkindergärten“ ersetzt. 

 

 c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:  
 
„(3) Bei eingruppigen Einrichtungen, die 
am 28. Februar 2007 in Betrieb waren, 
kann unter Berücksichtigung des in Ab-
satz 1 zugrunde liegenden Eigenanteils 
des Trägers ein weiterer Pauschalbe-
trag von bis zu 15 000 Euro geleistet 
werden, wenn der Träger ohne diesen 
zusätzlichen Betrag die Einrichtung 
nicht ausreichend finanzieren kann. 
Waldkindergartengruppen können unter 
Berücksichtigung des in Absatz 1 zu-
grunde liegenden Eigenanteils des Trä-
gers ebenfalls einen weiteren Pauschal-
betrag von bis zu 15 000 Euro je Wald-
kindergartengruppe erhalten, wenn der 
Träger ohne diesen zusätzlichen Betrag 
die Einrichtung nicht ausreichend finan-
zieren kann. Soweit die Voraussetzun-
gen vorliegen, können für eine Einrich-
tung Pauschalbeträge nach Satz 1 und 
Satz 2 auch nebeneinander geleistet 
werden. Über die Gewährung des Be-
trages entscheidet das Jugendamt im 
Benehmen mit dem Träger der Einrich-
tung.“ 
 

 
d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
 d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
 „Die im Rahmen dieses Gesetzes 

gezahlten Mittel einschließlich des 
  „Die im Rahmen dieses Gesetzes 

gezahlten Mittel einschließlich des 
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sich aus Absatz 1 ergebenden 
Trägeranteils sind zur Erfüllung von 
Aufgaben nach diesem Gesetz zu 
verwenden. Der Träger der Einrich-
tung erklärt gegenüber dem Ju-
gendamt die entsprechende Mittel-
verwendung und legt diese durch 
einen vereinfachten Verwendungs-
nachweis bis zum 28. Februar des 
auf das Ende des Kindergartenjah-
res folgenden Kalenderjahres dar. 
Dieser umfasst 

 

sich aus Absatz 1 ergebenden 
Trägeranteils sind zur Erfüllung von 
Aufgaben nach diesem Gesetz zu 
verwenden. Der Träger der Einrich-
tung erklärt gegenüber dem Ju-
gendamt die entsprechende Mittel-
verwendung und legt diese durch 
einen vereinfachten Verwendungs-
nachweis bis zum 28. Februar des 
auf das Ende des Kindergartenjah-
res folgenden Kalenderjahres dar. 
Dieser umfasst 

 
a) die Erträge einschließlich des 

Trägeranteils, 
 

 a) die Erträge einschließlich des 
Trägeranteils, 

 
b) die Zuführung von anderen 

Einrichtungen, 
 

 b) die Zuführung von anderen 
Einrichtungen, 

 
c) die Zuführung aus Rücklagen, 
 

 c) die Zuführung aus Rücklagen, 
 

d) die Aufwendungen, unterteilt in 
Personalkosten, Investitionen, 
Mieten, Sachkosten und sons-
tige Aufwendungen, 

 

 d) die Aufwendungen, unterteilt in 
Personalkosten, Investitionen, 
Mieten, Sachkosten und sons-
tige Aufwendungen, 

 
e) die Zuführung an andere Ein-

richtungen, 
 

 e) die Zuführung an andere Ein-
richtungen, 

 
f) die Zuführung zur Rücklage, 
 

 f) die Zuführung zur Rücklage, 
 

g) die Höhe der Rücklage, 
 

 g) die Höhe der Rücklage, 
 

h) die Verfügungspauschale nach 
§ 21 Absatz 3, 

 

 h) die Verfügungspauschale nach 
§ 21 Absatz 3, 

 
i) die zusätzliche U3-Pauschale 

nach § 21 Absatz 4, 
 

 i) die zusätzliche U3-Pauschale 
nach § 21 Absatz 4, 

 
j) den Einsatz des Landeszu-

schusses für plusKITA-
Einrichtungen nach § 21a und 

 

 j) den Einsatz des Landeszu-
schusses für plusKITA-
Einrichtungen nach § 21a und 

 
k) den Landeszuschuss für zu-

sätzlichen Sprachförderbedarf 
nach § 21b. 

 

 k) den Landeszuschuss für zu-
sätzlichen Sprachförderbedarf 
nach § 21b in Verbindung mit 
§ 16b. 

 
 Er weist dem Jugendamt den Ein-

satz des Personals nach Art der 
Pauschale nach. Die dem Verwen-
dungsnachweis zugrunde liegen-
den Belege sind drei Jahre nach 

  Er weist dem Jugendamt den Ein-
satz des Personals nach Art der 
Pauschale nach. Die dem Verwen-
dungsnachweis zugrunde liegen-
den Belege sind drei Jahre nach 
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Abschluss des Kassenjahres auf-
zubewahren. Das Jugendamt und 
das Landesjugendamt sind zur 
stichprobenhaften und anlassbe-
zogenen Prüfung der Nachweise 
im Hinblick auf die ordnungsgemä-
ße Verwendung nach Satz 1 be-
rechtigt.“ 

 

Abschluss des Kassenjahres auf-
zubewahren. Das Jugendamt und 
das Landesjugendamt sind zur 
stichprobenhaften und anlassbe-
zogenen Prüfung der Nachweise 
im Hinblick auf die ordnungsgemä-
ße Verwendung nach Satz 1 be-
rechtigt.“ 

 
e) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

 
 e) unverändert 

 
 „Eine nicht zweckentsprechende 

oder eine nicht an den Vorgaben 
der in der Anlage zu § 19 Absatz 1 
genannten Standards (Personal-
ausstattung und Gruppenstärken) 
ausgerichtete Verwendung der Mit-
tel berechtigt das Jugendamt zur 
Rückforderung der Zuschüsse. Das 
Jugendamt stellt für das am 31. Juli 
endende Kindergartenjahr die 
Summe der nach Satz 1 zurückge-
forderten Mittel fest und meldet 
dem Landesjugendamt das Ergeb-
nis bis zum Ende des auf die Fest-
stellung folgenden Monats, spätes-
tens jedoch bis zum 30. April des 
Folgejahres. Das Jugendamt er-
stattet dem Land den sich aus § 21 
Absatz 1 ergebenden prozentualen 
Anteil des zurückgeforderten Be-
trages.“ 

 

  
 

f) Nach Absatz 5 wird der folgende 
Absatz 6 eingefügt: 

 

 f) unverändert 
 

 „(6) Kommt der Träger seinen Ver-
pflichtungen aus § 19 Absatz 1 
Satz 4 oder aus § 20 Absatz 4 
nicht innerhalb den vorgegebenen 
Fristen nach, kann das Jugendamt 
die Zuschüsse für die folgenden 
Monate zurückhalten. Kommt der 
Träger seiner Verpflichtung nach, 
werden die Zuschüsse für höchs-
tens sechs Monate nachträglich 
ausgezahlt.“ 

 

  

g) Der bisherige Absatz 6 wird  
Absatz 7. 

 

 g) unverändert 
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21. Nach § 20 wird folgender § 20a einge-
fügt: 

 

 21. unverändert 

„§ 20a 
Rücklagen 

 

  

 (1) In einem Kindergartenjahr nicht ver-
ausgabte Mittel sind einschließlich des 
sich aus § 19 Absatz 1 ergebenden 
Trägeranteils einer Rücklage zuzufüh-
ren, wenn in der einzelnen Einrichtung 
mindestens die vorgesehenen Perso-
nalkraftstunden des ersten Wertes der 
Anlage zu § 19 Absatz 1 vorgehalten 
werden. Die Rücklage des Trägers ist 
nachweislich in den Folgejahren zur Er-
füllung von Aufgaben nach diesem Ge-
setz zu nutzen. Sie ist angemessen zu 
verzinsen. Die Berechnung der zulässi-
gen Rücklagenhöhe erfolgt einrich-
tungsbezogen, die Verwendung kann 
trägerbezogen erfolgen. 

 

  

 (2) Ab dem Kindergartenjahr 2015/2016 
darf die Rücklage den Betrag von zehn 
Prozent des Kindpauschalenbudgets 
nach § 19 Absatz 4 je Einrichtung des 
Trägers nicht überschreiten. Sie darf 
bis zu fünfzehn Prozent des Kindpau-
schalenbudgets betragen, wenn in der 
Einrichtung Personal in vollem Umfang 
des zweiten Personalkraftstunden-
wertes nach der Tabelle der Anlage zu 
§ 19 vorgehalten wird. 

 

  

 (3) Abweichend von Absatz 2 darf für 
die Einrichtung, die im Eigentum des 
Trägers steht oder bei der dem Träger 
das Erbbaurecht am Gebäude der Ein-
richtung zusteht oder bei der der Träger 
wirtschaftlich dem Eigentümer gleich-
gestellt ist, der Höchstbetrag der Rück-
lage um das Sechsfache des Betrages 
nach § 20 Absatz 2 Satz 3 überschrit-
ten werden. 

 

  

 (4) Der Bestand der Rücklage ist jähr-
lich zum Stichtag 31. Juli nachzuwei-
sen. Beträge, die den zulässigen 
Höchstbetrag der Rücklage überstei-
gen, sind dem Jugendamt in Höhe des 
prozentualen Anteils nach § 20 Absatz 
1 zu erstatten. Das Jugendamt erstattet 
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dem Land den sich aus § 21 Absatz 1 
ergebenden prozentualen Anteil des 
überschießenden Betrages.“ 

 
22. § 21 wird wie folgt geändert: 
 

 22. § 21 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 

 a) unverändert 
 

 „Der Zuschuss beträgt im Fall des 
 

  

1. § 20 Absatz 1 Satz 2: 36,5 Pro-
zent, 

 

  

2. § 20 Absatz 1 Satz 3: 36,0 Pro-
zent, 

 

  

3.  § 20 Absatz 1 Satz 4: 38,5 Pro-
zent, 

 

  

4.  § 20 Absatz 1 Satz 5: 30,0 Pro-
zent 

 

  

 der gemäß § 19 gezahlten Kind-
pauschale, außer in den Fällen des 
§ 20 Absatz 1 Satz 6.“  

 

  

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 

 b) unverändert 
 

 „Für jedes Kind, das auf Grund des 
§ 36 Absatz 2 des Schulgesetzes 
NRW eine zusätzliche Sprachför-
derung erhält, gewährt das Land 
bis zum 31. Juli 2016 dem Jugend-
amt bis zum Schuleintritt des Kin-
des einen zusätzlichen Zuschuss in 
Höhe von 356 Euro pro Kindergar-
tenjahr.“  

 

   
 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 3 eingefügt: 

 

 c) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 3 eingefügt: 

 
 „(3) Das Land gewährt dem Ju-

gendamt für jede Einrichtung einen 
zusätzlichen Zuschuss pro Kinder-
gartenjahr zur Unterstützung des 
Personals (Verfügungspauschale), 
dessen Höhe sich aus der Anlage 
zu dieser Vorschrift ergibt. Absatz 
2 Satz 2 gilt entsprechend. Weitere 
Voraussetzung für diesen Zu-
schuss ist, dass die nach diesem 

  „(3) Das Land gewährt dem Ju-
gendamt für jede Einrichtung einen 
zusätzlichen Zuschuss pro Kinder-
gartenjahr zur Unterstützung des 
Personals (Verfügungspauschale), 
dessen Höhe sich aus der Anlage 
1 zu dieser Vorschrift ergibt. Ab-
satz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
Weitere Voraussetzung für diesen 
Zuschuss ist, dass die nach die-
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Absatz und der Anlage 2 auf eine 
Tageseinrichtung entfallende Ver-
fügungspauschale vollständig zur 
Finanzierung zusätzlicher Perso-
nalkraftstunden oder anderer, das 
pädagogische Personal unterstüt-
zende Kräfte, die über den 1. Wert 
der Tabelle in Anlage zu § 19 Ab-
satz 1 hinausgehen, eingesetzt 
wird. Das Jugendamt erklärt ge-
genüber dem Land die zweckent-
sprechende Verwendung der nach 
diesem Absatz an die Träger ge-
leisteten Zuschüsse und legt diese 
durch vereinfachten Verwendungs-
nachweis spätestens bis zum  
31. März des auf das Ende des 
Kindergartenjahres folgenden Ka-
lenderjahres dar.“ 

 

sem Absatz und der Anlage 1 zu 
dieser Vorschrift auf eine Tages-
einrichtung entfallende Verfü-
gungspauschale vollständig zur Fi-
nanzierung zusätzlicher Personal-
kraftstunden oder anderer, das pä-
dagogische Personal unterstützen-
de Kräfte, die über den 1. Wert der 
Tabelle in der Anlage zu § 19 Ab-
satz 1 hinausgehen, eingesetzt 
wird. Zuschüsse, die nicht zweck-
entsprechend verwendet werden, 
sind zurück zu zahlen, sie sind 
nicht rücklagefähig. Das Jugend-
amt erklärt gegenüber dem Land 
die zweckentsprechende Verwen-
dung der nach diesem Absatz an 
die Träger geleisteten Zuschüsse 
und legt diese durch vereinfachten 
Verwendungsnachweis spätestens 
bis zum 30. April des auf das Ende 
des Kindergartenjahres folgenden 
Kalenderjahres dar.“ 

 
d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 

4 und wie folgt gefasst: 
 

 d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 
4 und wie folgt gefasst: 

 
 „(4) Das Land gewährt dem Ju-

gendamt für jedes unterdreijährige 
Kind einen zusätzlichen Zuschuss 
pro Kindergartenjahr (zusätzliche 
U3-Pauschale) in Höhe von  
2 000 Euro. Abweichend von § 19 
Absatz 5 ist bei der Alterszuord-
nung für das gesamte Kindergar-
tenjahr das Alter zu Grunde zu le-
gen, welches die Kinder zum Stich-
tag des § 101 Absatz 2 Nummer 10 
SGB VIII erreicht haben. Absatz 2 
Satz 2 gilt entsprechend. Weitere 
Voraussetzung für diesen Zu-
schuss ist, dass die nach diesem 
Absatz und der Anlage 2 auf eine 
Tageseinrichtung entfallende zu-
sätzliche U3-Pauschale vollständig 
zur Finanzierung zusätzlicher Per-
sonalkraftstunden oder anderer, 
das pädagogische Personal unter-
stützende Kräfte, die über den 
1. Wert der Tabelle in Anlage zu 
§ 19 Absatz 1 hinausgehen, einge-
setzt wird. Das zusätzliche Perso-
nal muss mindestens über eine 

  „(4) Das Land gewährt dem Ju-
gendamt für jedes unterdreijährige 
Kind einen zusätzlichen Zuschuss 
pro Kindergartenjahr (zusätzliche 
U3-Pauschale). Die Höhe der zu-
sätzlichen U3-Pauschale ergibt 
sich aus der Anlage 2 zu dieser 
Vorschrift. Abweichend von § 19 
Absatz 5 ist bei der Alterszuord-
nung für das gesamte Kindergar-
tenjahr das Alter zugrunde zu le-
gen, welches die Kinder zum Stich-
tag des § 101 Absatz 2 Nummer 10 
SGB VIII erreicht haben. Absatz 2 
Satz 2 gilt entsprechend. Weitere 
Voraussetzung für diesen Zu-
schuss ist, dass die nach diesem 
Absatz und der Anlage 2 zu dieser 
Vorschrift auf eine Tageseinrich-
tung entfallenden zusätzlichen U3-
Pauschalen vollständig zur Finan-
zierung zusätzlicher Personalkraft-
stunden oder anderer, das päda-
gogische Personal unterstützende 
Kräfte, die über den 1. Wert der 
Tabelle in der Anlage zu § 19 Ab-
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Qualifikation im Sinne von § 2 Ab-
satz 1 der Vereinbarung nach § 26 
Absatz 3 Nummer 3 vom  
26. Mai 2008 in der Fassung vom 
13. März 2013 verfügen. Absatz 3 
Satz 4 gilt entsprechend.“ 

 

satz 1 hinausgehen, eingesetzt 
werden. Das zusätzliche Personal 
muss mindestens über eine Quali-
fikation im Sinne von § 2 Absatz 1 
der Vereinbarung nach § 26 Ab-
satz 3 Nummer 3 vom 26. Mai 
2008 in der Fassung vom 13. März 
2013 verfügen. Absatz 3 Satz 4 
und Satz  5 gelten entsprechend.“ 

 
e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 

5. 
 

 e) unverändert 
 

f) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 
6 und wie folgt gefasst: 

 

 f) unverändert 
 

 „(6) Das Land gewährt dem Ju-
gendamt für Familienzentren mit 
besonderem Unterstützungsbedarf 
einen weiteren Zuschuss in Höhe 
von 1 000 Euro. Absatz 2 Satz 2 
gilt entsprechend.“ 

 

  
 

g) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 
7 und in Satz 5 wird die Angabe „5“ 
durch die Angabe „6“ ersetzt. 

 

 g) unverändert  

h) Der bisherige Absatz 7 wird  
Absatz 8. Die Angabe „Abs.“ wird 
durch die Angabe „Absatz“ ersetzt. 

 

 h) unverändert  

i) Der bisherige Absatz 8 wird aufge-
hoben. 

 

 i) unverändert  

   
j) Absatz 10 wird wie folgt gefasst: 
 

 j) unverändert 
 

 „(10) Zum Ausgleich des Einnah-
meausfalls nach § 23 Absatz 3 ge-
währt das Land dem Jugendamt 
pro Kindergartenjahr einen pau-
schalen Zuschuss in Höhe von 5,1 
Prozent der Summe der Kindpau-
schalen für in Tageseinrichtungen 
betreute Kinder im Alter von drei 
Jahren bis zur Einschulung, die 
sich auf der Basis der verbindli-
chen Jugendhilfeplanung nach  
§ 19 Absatz 3 bis zum 15. März für 
das in dem gleichen Kalenderjahr 
beginnende Kindergartenjahr 
ergibt.“ 
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k) Folgender Absatz 11 wird ange-
fügt: 

 

 k) Folgender Absatz 11 wird ange-
fügt: 

 
 „(11) Kommt das Jugendamt sei-

nen Verpflichtungen aus § 19 Ab-
satz 4, § 20 Absatz 5, § 21 Absatz 
3 Satz 4, Absatz 4 Satz 5, § 21a 
Absatz 2 oder § 21b Absatz 2 nicht 
innerhalb der vorgegebenen Fris-
ten nach, kann das Land die Zu-
schüsse für die folgenden Monate 
zurückhalten. Kommt das Jugend-
amt seiner Verpflichtung nach, 
werden die Zuschüsse für höchs-
tens sechs Monate nachträglich 
ausgezahlt.“ 

 

  „(11) Kommt das Jugendamt sei-
nen Verpflichtungen aus § 19 Ab-
satz 4, § 20 Absatz 5, § 21 Absatz 
3 Satz 5, Absatz 4 Satz 7, § 21a 
Absatz 2 oder § 21b Absatz 2 nicht 
innerhalb der vorgegebenen Fris-
ten nach, kann das Land die Zu-
schüsse für die folgenden Monate 
zurückhalten. Kommt das Jugend-
amt seiner Verpflichtung nach, 
werden die Zuschüsse für höchs-
tens sechs Monate nachträglich 
ausgezahlt.“ 

 
23. Nach § 21 werden die folgenden  

§§ 21a bis 21d eingefügt: 
 

 23. Nach § 21 werden die folgenden  
§§ 21a bis 21d eingefügt: 

 
„§ 21a 

Landeszuschuss für plusKITA-
Einrichtungen 

 

 „§ 21a 
Landeszuschuss für plusKITA-

Einrichtungen 
 

 (1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
einen Zuschuss für plusKITA–
Einrichtungen im Sinne von § 16a. Das 
Land stellt hierfür einen Betrag von 45 
Millionen Euro je Kindergartenjahr lan-
desweit zur Verfügung. Der Anteil des 
Jugendamts ergibt sich aus der Anzahl 
der Kinder unter sieben Jahren in Fami-
lien mit Leistungsbezug zur Sicherung 
des Lebensunterhalts nach dem Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch – Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom  
13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 7. Mai 2013 (BGBl. I S. 1167) 
geändert worden ist (SGB II), im Ju-
gendamtsbezirk im Verhältnis zur lan-
desweiten Gesamtzahl der Kinder unter 
sieben Jahren in Familien mit SGB-II-
Leistungsbezug. Der Zuschuss an das 
Jugendamt ist auf einen durch 25 000 
Euro teilbaren Betrag festzusetzen; er 
beträgt mindestens 25 000 Euro. 

 

  (1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
einen Zuschuss für plusKITA–
Einrichtungen im Sinne von § 16a. Das 
Land stellt hierfür einen Betrag von 45 
Millionen Euro je Kindergartenjahr lan-
desweit zur Verfügung. Der Anteil des 
Jugendamts ergibt sich aus der Anzahl 
der Kinder unter sieben Jahren in Fami-
lien mit Leistungsbezug zur Sicherung 
des Lebensunterhalts nach dem Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch – Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom  
13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 7. Mai 2013 (BGBl. I S. 1167) 
geändert worden ist (SGB II), im Ju-
gendamtsbezirk im Verhältnis zur lan-
desweiten Gesamtzahl der Kinder unter 
sieben Jahren in Familien mit SGB-II-
Leistungsbezug. Der Zuschuss an das 
Jugendamt ist auf einen durch 25 000 
Euro teilbaren Betrag festzusetzen; er 
beträgt mindestens 25 000 Euro. 

 
 (2) Voraussetzung für diesen Zuschuss 

ist, dass das Jugendamt je Einrichtung 
im Sinne des § 16a (plusKITA) einen 
Zuschuss von mindestens 25 000 Euro 

  (2) Voraussetzung für diesen Zuschuss 
ist, dass das Jugendamt je Einrichtung 
im Sinne des § 16a (plusKITA) einen 
Zuschuss von mindestens 25 000 Euro 
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weiter leitet. Zuschüsse für plusKITA-
Einrichtungen sind für pädagogisches 
Personal einzusetzen. Zuschüsse, die 
nicht zweckentsprechend verwendet 
werden, sind zurück zu zahlen, sie sind 
nicht rücklagefähig. Die Aufnahme in 
diese Förderung erfolgt in der Regel für 
fünf Jahre. § 21 Absatz 3 Satz 4 gilt 
entsprechend. 

 

weiter leitet. Zuschüsse für plusKITA-
Einrichtungen sind für pädagogisches 
Personal einzusetzen. Zuschüsse, die 
nicht zweckentsprechend verwendet 
werden, sind zurück zu zahlen, sie sind 
nicht rücklagefähig. Die Aufnahme in 
diese Förderung erfolgt in der Regel für 
fünf Jahre. § 21 Absatz 3 Satz 5 gilt 
entsprechend. 

 
  

„(3) Im Kindergartenjahr 2014/2015 ge-
währt das Land den Jugendämtern für 
die  plusKITA-Einrichtungen, denen 
nach der Entscheidung der Jugendhilfe-
planung zum 15. März 2014 ein Zu-
schuss als „Einrichtung(en) in sozialen 
Brennpunkten“ nach § 20 Absatz 3 Satz 
1 Kinderbildungsgesetz, in der durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 25. Juli 2011 
(GV. NRW. S. 385) geänderten und am 
1. August 2011 in Kraft getretenen und 
bis zum 31. Juli 2014 gültigen Fassung 
(§ 20 Absatz 3 Satz 1 a.F.) bewilligt 
wurde, den Zuschuss nach Absatz 1 
Satz 3 und 4 gemindert um den Lan-
desanteil an dem Zuschuss nach § 20 
Absatz 3 Satz 1 a.F.“ 

   
§ 21b 

Landeszuschuss für zusätzlichen 
Sprachförderbedarf 

 

 § 21b 
Landeszuschuss für zusätzlichen 

Sprachförderbedarf 
 

 (1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
einen Zuschuss für zusätzlichen 
Sprachförderbedarf. Das Land stellt 
hierfür einen Betrag von 25 Millionen 
Euro je Kindergartenjahr landesweit zur 
Verfügung. Der Anteil des Jugendamts 
ergibt sich jeweils zur Hälfte aus der 
Anzahl der Kinder im Jugendamtsbezirk 
unter sieben Jahren in Familien mit 
Leistungsbezug zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II) im Verhält-
nis zur landesweiten Gesamtzahl der 
Kinder unter sieben Jahren in Familien 
mit SGB-II-Leistungsbezug und der An-
zahl der Kinder im Jugendamtsbezirk in 
Kindertageseinrichtungen, in deren 
Familien vorrangig nicht Deutsch ge-
sprochen wird im Verhältnis zur lan-
desweiten Gesamtzahl der Kinder in 

  (1) Das Land gewährt dem Jugendamt 
einen Zuschuss für zusätzlichen 
Sprachförderbedarf. Das Land stellt 
hierfür einen Betrag von 25 Millionen 
Euro je Kindergartenjahr landesweit zur 
Verfügung. Der Anteil des Jugendamts 
ergibt sich jeweils zur Hälfte aus der 
Anzahl der Kinder im Jugendamtsbezirk 
unter sieben Jahren in Familien mit 
Leistungsbezug zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II) im Verhält-
nis zur landesweiten Gesamtzahl der 
Kinder unter sieben Jahren in Familien 
mit SGB-II-Leistungsbezug und der An-
zahl der Kinder im Jugendamtsbezirk in 
Kindertageseinrichtungen, in deren 
Familien vorrangig nicht Deutsch ge-
sprochen wird im Verhältnis zur lan-
desweiten Gesamtzahl der Kinder in 
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Kindertageseinrichtungen, in deren 
Familien vorrangig nicht Deutsch ge-
sprochen wird. Der Zuschuss ist je Ju-
gendamt auf einen durch 5 000 Euro 
teilbaren Betrag festzusetzen, er be-
trägt mindestens 5 000 Euro.  

 

Kindertageseinrichtungen, in deren 
Familien vorrangig nicht Deutsch ge-
sprochen wird. Der Zuschuss ist je Ju-
gendamt auf einen durch 5 000 Euro 
teilbaren Betrag festzusetzen, er be-
trägt mindestens 5 000 Euro.  

 
 (2) Voraussetzung für diesen Zuschuss 

ist, dass das Jugendamt je Einrichtung 
im Sinne des § 16b einen Zuschuss von 
mindestens 5000 Euro weiterleitet. Die 
Kindertageseinrichtung nach § 16b 
muss als solche in die Jugendhilfe-
planung aufgenommen sein. Die Auf-
nahme in diese Förderung erfolgt in der 
Regel für fünf Jahre. Das Jugendamt 
stellt sicher, dass mit diesen Zu-
schüssen auch die Kinder gefördert 
werden, bei denen nach § 36 Absatz 2 
oder Absatz 3 Schulgesetz ein zusätz-
licher Sprachförderbedarf bescheinigt 
worden ist. § 21 Absatz 3 Satz 4 und  
§ 21a Absatz 2 Satz 3 gelten ent-
sprechend. 

 

  (2) Voraussetzung für diesen Zuschuss 
ist, dass das Jugendamt je Einrichtung 
im Sinne des § 16b einen Zuschuss von 
mindestens 5000 Euro weiterleitet. Die 
Kindertageseinrichtung nach § 16b 
muss als solche in die Jugendhilfe-
planung aufgenommen sein. Die Auf-
nahme in diese Förderung erfolgt in der 
Regel für fünf Jahre. Das Jugendamt 
stellt sicher, dass mit diesen Zu-
schüssen auch die Kinder gefördert 
werden, bei denen nach § 36 Absatz 2 
oder Absatz 3 Schulgesetz ein zusätz-
licher Sprachförderbedarf bescheinigt 
worden ist. § 21 Absatz 3 Satz 5 und  
§ 21a Absatz 2 Satz 5 gelten ent-
sprechend. 

 
§ 21c 

Landeszuschuss für Qualifizierung 
 

 § 21c 
Landeszuschuss für Qualifizierung 

 
 Das Land unterstützt die Qualifizierung 

des pädagogischen Personals in den 
Tageseinrichtungen und in der Kinder-
tagespflege mit einem jährlichen Betrag 
von insgesamt fünf Millionen Euro und 
strebt den Abschluss einer Vereinba-
rung nach § 26 Absatz 3 Nummer 2 an. 

 

  Das Land unterstützt die Qualifizierung 
des pädagogischen Personals in den 
Tageseinrichtungen und in der Kinder-
tagespflege mit einem jährlichen Betrag 
von insgesamt fünf Millionen Euro und 
strebt den Abschluss einer Vereinba-
rung nach § 26 Absatz 3 Nummer 2 an. 

 
§ 21d 

Interkommunaler Ausgleich 
 

 § 21d 
Interkommunaler Ausgleich 

 
 (1) Werden Kinder in einer Kinderta-

geseinrichtung betreut, die nicht im Ju-
gendamtsbezirk des Wohnsitzes des 
Kindes gelegen ist, so kann das Ju-
gendamt der aufnehmenden Kommune 
einen Kostenausgleich von dem Ju-
gendamt des Wohnsitzes verlangen. In 
diesen Fällen erfolgt die Kostenbei-
tragserhebung nach § 23 im Jugendamt 
des Wohnsitzes.  

 
 

  (1) Werden Kinder in einer Kinderta-
geseinrichtung betreut, die nicht im Ju-
gendamtsbezirk des Wohnsitzes des 
Kindes gelegen ist, so kann das Ju-
gendamt der aufnehmenden Kommune 
einen Kostenausgleich von dem Ju-
gendamt des Wohnsitzes verlangen. In 
diesen Fällen erfolgt die Kostenbei-
tragserhebung nach § 23 im Jugendamt 
des Wohnsitzes.  

 
 

 (2) Der Ausgleich nach Absatz 1 be-
trägt 40 Prozent der Kindpauschale, so-

  (2) Der Ausgleich nach Absatz 1 be-
trägt 40 Prozent der Kindpauschale, so-
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fern die Jugendämter keine andere 
Vereinbarung treffen.“ 

 

fern die Jugendämter keine andere 
Vereinbarung treffen.“ 

 
24. Nach § 21d wird folgender § 21e einge-

fügt: 
 

 24. Nach § 21d wird folgender § 21e einge-
fügt: 

 
„§ 21e 

Planungsgarantie 
 

 „§ 21e 
Planungsgarantie 

 
 (1) Jedem Träger wird zur Finanzierung 

der Tageseinrichtung grundsätzlich 
mindestens die Summe der Kindpau-
schalen abzüglich des Trägeranteils 
gezahlt, die sich nach der Istbelegung 
des Vorjahres zuzüglich einer Erhö-
hung nach § 19 Absatz 2 ergibt (Pla-
nungsgarantie). Sinkt die Summe der 
Kindpauschalen, die eine Kindertages-
einrichtung nach dem Anmeldestand 
zum 15. März für die Monate August bis 
Januar des im selben Kalenderjahr be-
ginnenden Kindergartenjahres zu er-
warten hat, unter den Wert der Summe 
der Kindpauschalen aufgrund der bis 
Januar erreichten Istbelegung, so ge-
währt das Jugendamt dem Träger der 
Einrichtung zunächst Abschläge auf die 
Zuschüsse zu den Kindpauschalen in 
gleicher Höhe wie im zurückliegenden 
Kindergartenjahr. Sobald die Summe 
der tatsächlichen Istbelegung des zu-
rückliegenden Kindergartenjahres fest-
gestellt wurde, werden die Abschlags-
zahlungen entsprechend der Höhe der 
Planungsgarantie angepasst.  

 

  (1) Jedem Träger wird zur Finanzierung 
der Tageseinrichtung grundsätzlich 
mindestens die Summe der Kindpau-
schalen abzüglich des Trägeranteils 
gezahlt, die sich nach der Istbelegung 
des Vorjahres zuzüglich einer Erhö-
hung nach § 19 Absatz 2 ergibt (Pla-
nungsgarantie). Sinkt die Summe der 
Kindpauschalen, die eine Kindertages-
einrichtung nach dem Anmeldestand 
zum 15. März für die Monate August bis 
Januar des im selben Kalenderjahr be-
ginnenden Kindergartenjahres zu er-
warten hat, unter den Wert der Summe 
der Kindpauschalen aufgrund der bis 
Januar erreichten Istbelegung, so ge-
währt das Jugendamt dem Träger der 
Einrichtung zunächst Abschläge auf die 
Zuschüsse zu den Kindpauschalen in 
gleicher Höhe wie im zurückliegenden 
Kindergartenjahr. Sobald die Summe 
der tatsächlichen Istbelegung des zu-
rückliegenden Kindergartenjahres fest-
gestellt wurde, werden die Abschlags-
zahlungen entsprechend der Höhe der 
Planungsgarantie angepasst.  

 
 (2) Wird im Laufe des Kindergartenjah-

res ein zusätzliches Kind in einer Ein-
richtung angemeldet, bei der die Pla-
nungsgarantie Anwendung findet, und 
ist ein dem Bedarf entsprechender Be-
treuungsplatz verfügbar, so ist dieses 
Kind unter Wahrung des Grundsatzes 
der Trägerautonomie grundsätzlich auf-
zunehmen. Steigt die Summe der Kind-
pauschalen aus diesem oder einem 
anderem Grund, so erhöht sich der Zu-
schuss des Jugendamtes erst wenn die 
Planungsgarantie überschritten wird.  

 

  (2) Wird im Laufe des Kindergartenjah-
res ein zusätzliches Kind in einer Ein-
richtung angemeldet, bei der die Pla-
nungsgarantie Anwendung findet, und 
ist ein dem Bedarf entsprechender Be-
treuungsplatz verfügbar, so ist dieses 
Kind unter Wahrung des Grundsatzes 
der Trägerautonomie grundsätzlich auf-
zunehmen. Steigt die Summe der Kind-
pauschalen aus diesem oder einem 
anderem Grund, so erhöht sich der Zu-
schuss des Jugendamtes erst wenn die 
Planungsgarantie überschritten wird.  

 
 (3) Die Planungsgarantie findet keine 

Anwendung bei Einrichtungs- oder 
Gruppenschließungen. Die Planungs-

  (3) Die Planungsgarantie findet kei-
ne Anwendung bei Einrichtungs- oder 
Gruppenschließungen. Die Planungsga-
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garantie ist auch insoweit ausgeschlos-
sen, als der Träger der Einrichtung ein-
zelne Gruppen oder zehn Plätze oder 
mehr auf eine andere Einrichtung über-
trägt. Für die Berechnung der Pla-
nungsgarantie bei der Inbetriebnahme 
von neuen Einrichtungen kann die 
Oberste Landesjugendbehörde abwei-
chende Regelungen treffen. 

 

rantie ist auch insoweit ausgeschlossen, 
als der Träger der Einrichtung einzelne 
Gruppen oder zehn Plätze oder mehr 
auf eine andere Einrichtung überträgt. 
Dies gilt auch für Plätze, die nach einer 
Vereinbarung zwischen dem Träger und 
dem Jugendamt nur vorübergehend be-
legt und dann von einer Einrichtung auf 
andere Einrichtungen übertragen wur-
den. Für die Berechnung der Planungs-
garantie bei der Inbetriebnahme von 
neuen Einrichtungen kann die Oberste 
Landesjugendbehörde abweichende 
Regelungen treffen. 

 
 (4) Bei mehrmaliger Abrechnung auf 

Grundlage der Planungsgarantie inner-
halb von vier aufeinander folgenden 
Kindergartenjahren, erhält der Träger 
der Tageseinrichtung die Planungsga-
rantie nur in Höhe der niedrigsten 
Summe der Kindpauschalen dieser 
Jahre zuzüglich der Erhöhung nach  
§ 19 Absatz 2. Auf Antrag kann die 
Oberste Landesjugendbehörde in be-
gründeten Einzelfällen Ausnahmen zu-
lassen.“ 

 

  (4) Bei mehrmaliger Abrechnung auf 
Grundlage der Planungsgarantie inner-
halb von vier aufeinander folgenden 
Kindergartenjahren, erhält der Träger 
der Tageseinrichtung die Planungsga-
rantie nur in Höhe der niedrigsten 
Summe der Kindpauschalen dieser 
Jahre zuzüglich der Erhöhung nach  
§ 19 Absatz 2. Auf Antrag kann die 
Oberste Landesjugendbehörde in be-
gründeten Einzelfällen Ausnahmen zu-
lassen.“ 

 
25. § 22 wird wie folgt gefasst: 
 

 25. § 22 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 22 
Landeszuschuss für Kinder in  

Kindertagespflege 
 

 „§ 22 
Landeszuschuss für Kinder in  

Kindertagespflege 
 

 (1) Das Land zahlt dem Jugendamt für 
jedes Kind bis zum Schuleintritt in der 
Kindertagespflege einen jährlichen Zu-
schuss in Höhe von 758 Euro, soweit 
nicht für dieses Kind ein Landeszu-
schuss nach § 21 gewährt wird. Für 
Kinder mit Behinderung oder Kinder, 
die von einer wesentlichen Behinde-
rung bedroht sind, und bei denen dies 
von einem Träger der Eingliederungs-
hilfe festgestellt wurde, erhält das Ju-
gendamt die 1,5fache Pauschale nach 
Satz 1.  

 

  (1) Das Land zahlt dem Jugendamt für 
jedes Kind bis zum Schuleintritt in der 
Kindertagespflege einen jährlichen Zu-
schuss in Höhe von 758 Euro, soweit 
nicht für dieses Kind ein Landeszu-
schuss nach § 21 gewährt wird. Für 
Kinder mit Behinderung oder Kinder, 
die von einer wesentlichen Behinde-
rung bedroht sind, und bei denen dies 
von einem Träger der Eingliederungs-
hilfe festgestellt wurde, erhält das Ju-
gendamt die 3,5fache Pauschale nach 
Satz 1.  

 
 (2) Der Landeszuschuss nach Absatz 1 

Satz 1 setzt bei Kindern, die außerhalb 
des Haushalts der Eltern betreut wer-
den, eine Bestätigung des Jugendam-
tes voraus, dass 

  (2) Der Landeszuschuss nach Absatz 1 
Satz 1 setzt bei Kindern, die außerhalb 
des Haushalts der Eltern betreut wer-
den, eine Bestätigung des Jugendam-
tes voraus, dass 
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1. die Tagespflegeperson über eine Er-
laubnis zur Kindertagespflege nach 
§ 43 SGB VIII verfügt, 

 

 1. die Tagespflegeperson über eine Er-
laubnis zur Kindertagespflege nach 
§ 43 SGB VIII verfügt, 

 
2.  die Tagespflegeperson das Kind re-

gelmäßig mindestens 15 Stunden 
wöchentlich und länger als drei Mo-
nate betreuen will, 

 

 2.  die Tagespflegeperson das Kind re-
gelmäßig mindestens 15 Stunden 
wöchentlich und länger als drei Mo-
nate betreuen will, 

 
3.  die Tagespflegeperson eine Qualifi-

kation im Sinne des § 17 Absatz 1 
und 2 nachweisen kann, 

 

 3.  die Tagespflegeperson eine Qualifi-
kation im Sinne des § 17 Absatz 1 
und 2 nachweisen kann, 

 
4.  für Ausfallzeiten der Tagespflege-

person eine gleichermaßen geeigne-
te Betreuung durch transparente 
Regelung des Jugendamtes sicher-
gestellt wird,  

 

 4.  für Ausfallzeiten der Tagespflege-
person eine gleichermaßen geeigne-
te Betreuung durch transparente 
Regelung des Jugendamtes sicher-
gestellt wird,  

 
5.  die laufende Geldleistung nach § 23 

Absatz 2 und Absatz 2a SGB VIII er-
folgt. 

 
 Der Landeszuschuss nach Absatz 1 

Satz 1 setzt bei Kindern, die im Haus-
halt der Eltern betreut werden, eine Be-
stätigung des Jugendamtes zu Absatz 
2 Nummer 2 bis 5 voraus. 
 

 5.  die laufende Geldleistung nach § 23 
Absatz 2 und Absatz 2a SGB VIII er-
folgt. 

 
 Der Landeszuschuss nach Absatz 1 

Satz 1 setzt bei Kindern, die im Haus-
halt der Eltern betreut werden, eine Be-
stätigung des Jugendamtes zu Absatz 
2 Nummer 2 bis 5 voraus. 
 

 (3) Der Landeszuschuss nach Absatz 1 
Satz 2 setzt darüber hinaus voraus, 
dass die Tagespflegeperson über eine 
zusätzliche Qualifikation zur Betreuung 
von Kindern mit Behinderung oder dro-
hender Behinderung verfügt oder mit 
einer solchen im Zeitpunkt der Über-
nahme der Betreuung begonnen hat.  

 

  (3) Der Landeszuschuss nach Absatz 1 
Satz 2 setzt darüber hinaus voraus, 
dass die Tagespflegeperson über eine 
zusätzliche Qualifikation zur Betreuung 
von Kindern mit Behinderung oder dro-
hender Behinderung verfügt oder mit 
einer solchen im Zeitpunkt der Über-
nahme der Betreuung begonnen hat.  

 
 (4) § 19 Absatz 4 Satz 1 und § 21 Ab-

satz 10 gelten entsprechend.“ 
 

  (4) § 19 Absatz 4 Satz 1 und § 21 Ab-
satz 10 gelten entsprechend.“ 

 
26. § 23 wird wie folgt geändert: 
 

 26. § 23 wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Absatz 1 werden die folgen-
den Sätze angefügt: 

 
 „In den Fällen des § 21d können 

die Elternbeiträge nur durch das 
Jugendamt des Wohnsitzes erho-
ben werden. Soweit die Förderung 
in Kindertagespflege gemäß § 23 

 a) Dem Absatz 1 werden die folgen-
den Sätze angefügt: 

 
 „In den Fällen des § 21d können 

die Elternbeiträge nur durch das 
Jugendamt des Wohnsitzes erho-
ben werden. Soweit die Förderung 
in Kindertagespflege gemäß § 23 
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SGB VIII erfolgt, sind weitere Kos-
tenbeiträge der Eltern an die Ta-
gespflegeperson ausgeschlossen.“ 

 

SGB VIII erfolgt, sind weitere Kos-
tenbeiträge der Eltern an die Ta-
gespflegeperson ausgeschlossen. 
Das Jugendamt kann die Zahlung 
eines angemessenen Entgelts für 
Mahlzeiten an die Tagespflegeper-
sonen zulassen.“ 

 
b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 

angefügt: 
 

 „In den Fällen des § 21d leitet das 
Jugendamt der aufnehmenden 
Kommune, das die Daten nach 
Satz 1 erhält, diese an das Ju-
gendamt der Wohnsitzkommune 
weiter.“ 

 

 b) unverändert 
 

 

c) Absatz 3 Satz 2 wird durch die fol-
genden Sätze ersetzt: 

 
 „Abweichend von Satz 1 ist für 

Kinder, die ab dem Schuljahr 
2012/2013 vorzeitig in die Schule 
aufgenommen werden, die Inan-
spruchnahme von Angeboten in 
Kindertageseinrichtungen oder 
Kindertagespflege ab dem 1. De-
zember für maximal zwölf Monate 
beitragsfrei. Werden Kinder aus 
erheblichen gesundheitlichen 
Gründen nach § 35 Absatz 3 
Schulgesetz NRW für ein Jahr zu-
rückgestellt, so beträgt die Eltern-
beitragsfreiheit nach Satz 1 aus-
nahmsweise zwei Jahre.“ 

 

 c) unverändert 
 

 

d) Dem Absatz 5 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „Bei Geschwisterregelungen sind 

Kinder, deren Tagesbetreuung 
nach Absatz 3 elternbeitragsfrei ist, 
so zu berücksichtigen, als ob für 
sie ein Elternbeitrag zu leisten wä-
re.“ 

 

 d) unverändert 
 

 

27. § 26 wird wie folgt geändert: 
 

 27. unverändert 

a)  Absatz 2 Nummer 2 bis 4 wird wie 
folgt gefasst: 

 

  

„2. die Zuschüsse nach § 22    
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Absatz 1 alle zwei Jahre erst-
mals zum Kindergartenjahr 
2016/2017 anzupassen, 

 
3. das Nähere zum Verfahren zur 

Gewährung der Landeszu-
schüsse zu regeln, 

 

  

4. den Prozentsatz nach § 21 Ab-
satz 10 für die Kindergartenjah-
re ab 1. August 2015 neu fest-
zulegen, wenn er sich im Zuge 
einer Überprüfung des Belas-
tungsausgleichs nach § 28 Ab-
satz 2 verändert,“. 

 

  

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

  

 „(3) Die Oberste Landesjugendbe-
hörde trifft mit den kommunalen 
Spitzenverbänden, den Spitzen-
verbänden der Freien Wohlfahrts-
pflege und den Kirchen  

 

  

1. eine Vereinbarung über die Bil-
dungs- und Erziehungsarbeit 
der Kindertageseinrichtungen 
(Bildungsvereinbarung), insbe-
sondere zur sprachlichen Bil-
dung einschließlich der Erfas-
sung und Mitteilung summari-
scher Ergebnisse zu § 13c Ab-
satz 4 an das Jugendamt, 

 

  

2. eine Vereinbarung über die Fort- 
und Weiterbildung der pädago-
gischen Kräfte (Fortbildungsver-
einbarung), 

 

  

3. eine Vereinbarung über die 
Qualifikation und, bei den Kin-
dertageseinrichtungen, den Per-
sonalschlüssel (Personalverein-
barung). 

 

  

 Dabei sind die Prinzipien der Plura-
lität, der Trägerautonomie und der 
Konzeptionsvielfalt zu berücksich-
tigen.“ 

 

  

28. § 27 wird wie folgt geändert: 
 

 28. unverändert 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird   
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gestrichen. 
 
b) Absatz 2 wird aufgehoben. 
 

  

29. § 28 wird wie folgt geändert: 
 

 29. unverändert 

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst: 

 

  

„§ 28 Schlussbestimmung“. 
 

  

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

  

 „(2) Die Oberste Landesjugendbe-
hörde überprüft die dem  
Belastungsausgleich nach § 21  
Absatz 10 zugrundeliegende Kos-
tenfolgeabschätzung spätestens 
zum 31. Dezember 2014.“ 

 

  

30. Die Anlage zu § 19 wird wie folgt 
gefasst: 

[…]1 
 

 30. unverändert 

31. Die Anlage zu § 21 wird wie folgt 
 gefasst: 

 
„Anlage zu § 21  

 

Größe der Ein-
richtung 

Höhe der Verfü-
gungspauschale 

Eingruppig nach § 
20 Absatz 3 Satz 1 

 1 000 Euro 

Eingruppig (übrige)  3 000 Euro 

Zweigruppig  4 000 Euro 

Dreigruppige  6 000 Euro 

Viergruppig  8 000 Euro 

Fünfgruppig  9 000 Euro 

Sechsgruppig 10 000 Euro 

Sieben- und mehr-
gruppig 

11 000 Euro 

 

 31. Die Anlage zu § 21 wird wie folgt 
 gefasst: 

 
„Anlage 1 zu § 21  

 

Größe der Ein-
richtung 

Höhe der Verfü-
gungspauschale 

Eingruppig nach § 
20 Absatz 3 Satz 1 

 1 000 Euro 

Eingruppig (übrige)  3 000 Euro 

Zweigruppig  4 000 Euro 

Dreigruppige  6 000 Euro 

Viergruppig  8 000 Euro 

Fünfgruppig  9 000 Euro 

Sechsgruppig 10 000 Euro 

Sieben- und mehr-
gruppig 

11 000 Euro 

 

  

                                                
1
 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit in der tabellarischen Darstellung nicht aufgeführt. 
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  Anlage 2 zu § 21 

 
 Wöchentliche 

Betreuungszeit 
Zusätzliche 
U3-
Pauschale 
in Euro 

a 25 Stunden 1 400 

b 35 Stunden 1 800 

c 45 Stunden 2 200 
„ 

 
   

Artikel 2 
Änderung des Ersten Gesetzes  

zur Ausführung 
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

 

 unverändert 

§ 5 des Ersten Gesetzes zur Ausführung 
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes vom 
12. Dezember 1990 (GV. NRW. S. 664), 
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 14. Februar 2012 (GV. NRW. S. 97) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

 
 

a) In Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

 
 

aa) In Nummer 8 wird der Punkt durch 
ein Komma ersetzt. 

 

 
 

bb) Folgende Nummer 9 wird angefügt: 
 

 
 

 „9. eine Vertreterin oder ein Vertre-
ter aus dem Jugendamtselternbei-
rat.“ 

 

 
 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „8“ durch 
die Angabe „9“ ersetzt. 

 
 

 
 

Artikel 3 
Änderung des Schulgesetzes NRW 

 

 Artikel 3 wird wie folgt geändert: 
 

§ 36 des Schulgesetzes NRW vom 15. Feb-
ruar 2005 (GV. NRW. S. 102), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. No-
vember 2013 (GV. NRW. 618) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
 

 
 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „vor-
schulische Fördermöglichkeiten“ durch 
die Wörter „Fördermöglichkeiten im 
Elementarbereich“ ersetzt. 

 

 a) § 36 Absatz 1 Schulgesetz wird wie 
 folgt gefasst: 

„Der Schulträger lädt gemeinsam mit 
den Leiterinnen und Leitern der Ta-
geseinrichtungen für Kinder und der 
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Grundschulen die Eltern, deren Kin-
der in zwei Jahren eingeschult wer-
den zu einer Informationsveranstal-
tung ein, in der die Eltern über För-
dermöglichkeiten im Elementarbe-
reich und Primarbereich insbesonde-
re auch über die Bedeutung kontinu-
ierlich aufeinander aufbauender Bil-
dungsprozesse beraten werden.“ 

 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

 b) unverändert 

 „(2) Das Schulamt stellt zwei Jahre vor 
der Einschulung fest, ob die Sprach-
entwicklung der Kinder altersgemäß ist 
und ob sie die deutsche Sprache hin-
reichend beherrschen. Die Feststellung 
nach Satz 1 gilt bei Kindern als erfüllt, 
die eine Kindertageseinrichtung besu-
chen, in der die sprachliche Bildung 
nach Maßgabe der § 13c in Verbindung 
mit § 13b des Kinderbildungsgesetzes 
vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW.  
S. 462) in der jeweils geltenden Fas-
sung gewährleistet ist. Beherrscht ein 
Kind nach der Feststellung nach Satz 1 
die deutsche Sprache nicht hinreichend 
und wird es nicht nachweislich in einer 
Tageseinrichtung für Kinder sprachlich 
gefördert, soll das Schulamt das Kind 
verpflichten, an einem vorschulischen 
Sprachförderkurs teilzunehmen. Hier-
durch soll gewährleistet werden, dass 
jedes Kind vom Beginn des Schulbe-
suchs an dem Unterricht folgen und 
sich daran beteiligen kann. Die Schulen 
sind verpflichtet, das Schulamt bei der 
Durchführung der Sprachstandsfeststel-
lung zu unterstützen; hierbei ist auch 
eine Zusammenarbeit mit den Kinder-
tageseinrichtungen und der Jugendhilfe 
anzustreben.“ 

 

 
 

c) In Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „3“ 
durch die Angabe „4“ ersetzt. 

 

 c) unverändert 
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Artikel 4 
Inkrafttreten 

 

 unverändert 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des 
Absatzes 2 am 1. August 2014 in Kraft.  
 

 
 

(2) Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe m) und 
Nummer 24 treten am 1. August 2015 in 
Kraft. 
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Die Landesregierung führt in ihrem Gesetzentwurf aus, mit dem zum Kindergartenjahr 
2011/2012 in Kraft getretenen Ersten KiBiz-Änderungsgesetz hätte die Landesregierung be-
reits erhebliche Kritikpunkte am KiBiz aufgegriffen und die Rahmenbedingungen für die früh-
kindliche Bildung in Nordrhein-Westfalen verbessert. So würden seitdem Landesmittel für 
den Einsatz zusätzlichen Personals zur Verfügung gestellt und junge Familien mit kleinen 
Kindern durch die Elternbeitragsfreiheit im letzten Kindergartenjahr entlastet.  
 
Es bedürfe aber weiterer grundlegender Verbesserungen, um die frühkindliche Bildung in 
Nordrhein-Westfalen zu stärken und Bildungschancen und Teilhabe für alle Kinder zu för-
dern. Denn das KiBiz entspräche noch nicht den aktuellen Anforderungen, die an ein dem 
heutigen Bildungsverständnis entsprechendes Gesetz zu stellen sind. 
 
Mit dem Gesetzentwurf sollen im Wesentlichen folgende - aus Sicht der Landesregierung - 
revisionsbedürftige Aspekte aufgegriffen werden: 
 

 Die sprachliche Bildung soll neu ausgerichtet werden. Anknüpfend an das dem Ge-
setzentwurf zu Grunde liegende Bildungsverständnis wird zwar an der Individualver-
pflichtung zur sprachlichen Bildung festgehalten; allerdings soll künftig nicht durch ei-
nen punktuellen Test, sondern durch eine laufende Beobachtung mittels geeigneter 
Methoden und einer Dokumentation der individuelle Förderbedarf festgestellt werden. 

 Einrichtungen, deren Umfeld einen hohen Anteil bildungsbenachteiligter Familien ha-
ben, erhalten eine zusätzliche Förderung von mindestens 25.000 Euro über die Kind-
pauschalen hinaus. 

 Eine weitere Unterstützung des in den Kindertageseinrichtungen tätigen Personals 
soll ebenfalls erfolgen. Damit das vorhandene Personal sich mehr auf ihren Bil-
dungsauftrag konzentrieren kann, sollen alle Einrichtungen landesweit künftig insge-
samt zusätzlich 55 Millionen Euro erhalten, welche zur Unterstützung des Personals 
eingesetzt werden sollen. 

 Das Finanzierungssystem soll noch nicht grundlegend umgesteuert werden, aller-
dings sollen erste Maßnahmen (Abfedern des Belegungsrisikos, Bildung von Rückla-
gen) bereits mit diesem Gesetz implementiert werden. 

 Es soll eine Regelung für sogenannte gemeindefremde Kinder eingeführt werden. 

 Zudem sollen landeseinheitliche Regelungen zum Anmeldeverfahren eingeführt wer-
den. 

 
 
B Bericht 
 
I. Beratungsverfahren: 
 
Der Gesetzentwurf - Drucksache 16/5293 - wurde vom Plenum in seiner 54. Sitzung am  
27. März 2014 an den Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend - federführend -, an den 
Ausschuss für Schule und Weiterbildung, an den Ausschuss für Kommunalpolitik sowie an 
den Haushalts- und Finanzausschuss überwiesen.  
 
Bereits in seiner 30. Sitzung am 20. März 2014 einigte sich der federführende Ausschuss im 
Grundsatz auf einen möglichen Zeitplan zur Beratung des Gesetzentwurfes (vgl. Aus-
schussprotokoll 16/505). 
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In seiner 32. Sitzung am 28. März 2014 fasste der federführende Ausschuss einstimmig ei-
nen Beschluss zum Beratungsverfahren:  
Nach einer öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 30. April 2014 soll der Gesetz-
entwurf in zwei Sitzungen am 28. Mai 2014 beraten werden, wobei in der ersten Sitzung die 
Anhörung ausgewertet werden soll, und in der zweiten Sitzung die abschließende Beratung 
und Abstimmung erfolgen sollen. 
 
Es wurde zudem beschlossen, folgende Anträge mit in das Beratungsverfahren - und damit 
auch in die öffentliche Anhörung - als Beratungsgegenstände einzubeziehen: 
 

 „Ohne Fahrplan und ohne Ziel: Die Weiterentwicklung des KiBiz darf nicht ver-
schleppt werden!“, Antrag der Fraktion der CDU, Drucksache 16/4577 

 „Stillstand im Elementarbereich beenden - KiBiz JETZT evaluieren, weiterentwickeln 
und stärken“, Antrag der Fraktion der FDP, Drucksache 16/4026. 

 
Den Vorsitzenden der mitberatenden Ausschüsse wurden durch die Vorsitzende des feder-
führenden Ausschusses mit Schreiben vom 28. März 2014 über das beschlossene Bera-
tungsverfahren informiert. 
 
Mit Schreiben der Vorsitzenden des federführenden Ausschusses vom 27. März 2014 wurde 
den Kommunalen Spitzenverbänden gemäß § 58 Abs. 1 GO LT Gelegenheit zur Stellung-
nahme gegeben. Eine gesonderte Stellungnahme erfolgte in diesem Rahmen nicht. Zu der 
Anhörung am 30. April 2014 legten diese jedoch eine gemeinsame Stellungnahme vor (vgl. 
Stellungnahme 16/1653). 
 
Am 30. April 2014 fand eine öffentliche Anhörung von Sachverständigen statt, die gemein-
sam mit dem Ausschuss für Kommunalpolitik durchgeführt wurde. Der Haushalts- und Fi-
nanzausschuss und der Ausschuss für Kommunalpolitik beteiligten sich hieran nachrichtlich. 
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Zur Anhörung lagen folgende schriftliche Stellungnahmen vor: 
 

Sachverständiger Stellungnahmen 

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbän-
de NRW 

16/1653 

Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege des Landes NRW 

16/1627 

Landschaftsverband Rheinland 16/1636 

Landschaftsverband Westfalen-Lippe 16/1609 

Evangelisches Büro NRW  16/1608 

Katholisches Büro NRW 16/1618 

Landeselternbeirat der Kindertageseinrichtungen in 
NRW 

16/1654 

Landesverband Kindertagespflege NRW 16/1611 

Vereinigung der Waldorfkindergärten e. V., Region 
NRW 

16/1648 

GEW NRW 16/1607 

ver.di - Landesbezirk NRW 16/1607 

Verband Bildung und Erziehung (VBE), Landesver-
band NRW e. V. 

16/1603, 16/1604, 16/1605 

Interessengemeinschaft Kindertagespflege Haan 16/1642 

Prof. Dr. Rainer Strätz, Fachhochschule Köln 16/1619 

Tim Kähler, Stadt Bielefeld 16/1602 

Dr. Agnes Klein, Stadt Köln 16/1610 

Hengst SE & Co. KG  16/1637 

KiTa Spatzennest Bonn e. V. 16/1620 

Landesverband der Wald- und Naturkindergärten 
NRW e. V.  

16/1628 

Verband allein erziehender Mütter und Väter, Landes-
verband NRW e. V. 

16/1617 

Amt für Kinder, Jugend und Familie, Hennef 16/1612 (Neudruck) 

Verband berufstätiger Mütter e. V. 16/1622 

Interessengemeinschaft Tagesmütter Solingen 16/1606 

Ellen Lehner/Trudi Baum, Betriebsrat des Rotkreuz-
Zentrums Euskirchen 

16/1641 
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Sachverständiger Stellungnahmen 

Landesjugendring NRW 16/1652 

Jugendamtselternbeirat Bielefeld 16/1621 

Landesintegrationsrat NRW 16/1651 

Zentralverband der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Einrichtungen der katholischen Kirchen Deutschlands 
e.V. - ZKD - 

16/1635 

 
Der Verlauf der Anhörung ergibt sich aus dem Ausschussprotokoll 16/533, welches unmittel-
bar nach der Anhörung vorlag. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird hierauf verwiesen. 
 
Neben den erwähnten Stellungnahmen sind zu dem Gesetzentwurf folgende Zuschriften 
eingegangen: 
 

Absender Zuschrift 

Zentralverband der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Einrichtungen der katholischen Kirchen Deutschlands 
e.V. - ZKD - 

16/455 

Aktionsbündnis Kindertagespflege 16/510 

Berufsvereinigung der Kindertagespflegepersonen 
e.V., Region Rheinschiene  

16/511 

Berufsvereinigung der Kindertagespflegepersonen 
e.V. 

16/514 

Stadt Erwitte - Der Bürgermeister - 16/528 

Stadt Halle/Westfalen - Die Bürgermeisterin -  16/533 

Stadt Schmallenberg - Der Bürgermeister - 16/539 

Router Füngeling 16/541 
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In der Sitzung des federführenden Ausschusses am 28. Mai 2014 (vgl. Ausschussprotokoll 
16/574) wurde die Anhörung ausgewertet: 
 
Herr Abg. Tenhumberg stellte für die Fraktion der CDU zunächst fest, dass in der Anhörung 
alle Sachverständigen deutlich gemacht hätten, dass der Gesetzentwurf der Landesregie-
rung hinter den gehegten Erwartungen in diesem Bereich zurückgeblieben sei. Er verweise 
insbesondere auf den Aspekt, dass seiner Auffassung nach die meisten Sachverständigen 
konstatiert hätten, dass die Kindpauschale zu niedrig sei und jetzt nicht erhöht würde. Die 
regierungstragenden Fraktionen gehen insoweit nicht auf die Kritik ein, die vor allem von den 
Trägern geäußert wurde. Die Anhörung habe zudem gezeigt, dass zu viele neue Sondertat-
bestände zur Förderung von Kindertageseinrichtungen im Gesetz geschaffen werden sollen. 
Ihn freue allerdings, dass die Grundstrukturen des Gesetzes erhalten bleiben, was auch von 
den Sachverständigen nicht kritisch beleuchtet wurde.  
 
Frau Abg. Hack machte für die Fraktion der SPD deutlich, dass in der Anhörung unbestritten 
einzelne Kritikpunkte durch die Sachverständigen genannt worden seien; vor allen Dingen 
sei jedoch gelobt worden, dass Ungleiches auch ungleich behandelt würde. Es würde also 
dort stärker gefördert, wo auch größere Bedarfe sind.  
 
Herr Abg. Hafke konstatierte für die Fraktion der FDP, dass einzelne Sachverständige kon-
statiert hätten, dass eine vernünftige Evaluierung des bisherigen Gesetzes ausgeblieben sei. 
Im Bereich der Sprachförderung hätten viele Sachverständige ausgeführt, dass das Testver-
fahren DELFIN 4 nicht zielführend sei. Es sei jedoch deutlich geworden, dass die praktische 
Ausgestaltung der neuen Sprachfördermethode unklar bleibe. Die Kindertageseinrichtungen 
würden hier vor Schwierigkeiten bei der künftigen Umsetzung gestellt werden.  
 
Frau Abg. Velte hob für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hervor, dass der Sachver-
ständige Tim Kähler (Stadt Bielefeld) dargestellt habe, dass das Kinderbildungsgesetz auch 
nach dieser Reform in seinen Grundstrukturen erhalten bleibe. Dies sei das eigentliche Prob-
lem. Eine grundständige Novellierung des Gesetzes sei jedoch derzeit nicht möglich. Von 
vielen Sachverständigen sei das neue Förderinstrument der plusKita positiv bewertet wor-
den. Zudem sei insbesondere von dem Sachverständigen Prof. Dr. Strätz hervorgehoben 
worden, dass der neu geschaffene eigenständige Bildungsbegriff ein sehr wichtiger Schritt in 
die richtige Richtung sei.  
 
Frau Abg. Altenkamp stellte für die Fraktion der SPD noch einmal klar, dass die Oppositions-
fraktionen bei der Auswertung der Anhörung den Gesichtspunkte Konnexitätsrelevanz offen-
bar vollkommen außer Acht ließen. Die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege habe in der Anhörung festgestellt, dass aus deren Sicht keine Konnexitätsrelevanz 
vorliegt. Die kommunalen Spitzenverbände hätten das Problem unterschiedlich bewertet. 
Dies könne insbesondere die Fraktion der CDU bei der Auswertung der Anhörung nicht au-
ßer Acht lassen. Zudem sei deutlich geworden, dass mit der Gesetzesnovellierung keine 
Sondertatbestände eingeführt werden. Ferner sei in der Anhörung von den Sachverständi-
gen anerkannt worden, dass das Screening mit dem sogenannten DELFIN 4-Test nichts 
bringe.  
 
Herr Abg. Wegner machte für die PIRATEN-Fraktion deutlich, dass aus deren Sicht die 
Sachverständigen zwar den neu geschaffenen Bildungsbegriff für die Elementarbildung be-
grüßt hätten, allerdings sei im System zu wenig Geld vorhanden, weshalb auch keine Quali-
tätssteigerung erreicht werden könne. Es sei weiterhin deutlich geworden, dass die Höhe der 
Kindpauschalen das Problem seien, nicht jedoch die Pauschalen selbst.  
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Herr Abg. Tenhumberg hob noch einmal auf die Stellungnahme der Beauftragten der Evan-
gelischen Kirche bei Landtag und Landesregierung Nordrhein-Westfalen ab. Danach würde 
deutlich, dass das dringlichste Anliegen an eine Revision des Gesetzes nicht berücksichtigt 
werde. Dies mache der Beauftragte insbesondere an den Punkten der Rücklagen, der Pla-
nungsgarantie und der fachlichen inhaltlichen Ausgestaltung notwendig.  
 
Frau Abg. Scharrenbach hob für die Fraktion der CDU hervor, dass einige Sachverständige 
konstatiert hätten, dass bei den sogenannten plusKitas der Unterschied zum Familienzent-
rum nicht erkennbar sei. Einige Experten hätten festgestellt, dass eine Weiterentwicklung der 
Familienzentren besser gewesen sei.  
 
Für die Fraktion der SPD griff Frau Abg. Hack insbesondere den Bereich der Sprachförde-
rung auf. Einige Experten hätten deutlich gemacht, dass Kinder, die anregungsarmen Um-
gebungen leben würden, besonders gefördert werden müssten. Zudem habe der Landesin-
tegrationsrat darauf hingewiesen, dass solche Kinder, für die Deutsch eine neue Sprache 
sei, bisher nicht ausreichend gefördert würden. In der Anhörung sei deutlich geworden, dass 
die bisherige Methode des Testes DELFIN 4 defizitorientiert sei und Fördergelder immer 
dann generiert würden, wenn ein Kind einen Test nicht bestanden hat.  
 
Für die Fraktion der PIRATEN verwies Herr Abg. Wegner auf die Stellungnahmen von ver.di 
und von Prof. Dr. Strätz. In diesen sei deutlich geworden, dass mit dem Gesetz insbesonde-
re mit dem neuen Bildungsbegriff ein Versprechen gemacht würde, welches vor Ort in den 
Kommunen und bei den einzelnen Trägern nicht gehalten werden könne.  
 
 
 
Der mitberatende Ausschuss für Kommunalpolitik befasste sich in seiner Sitzung am  
9. Mai 2014 abschließend mit dem Gesetzentwurf (vgl. Ausschussprotokoll 16/554). Mit den 
Stimmen der Fraktion der SPD und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP bei Enthaltung der Fraktion der 
PIRATEN wurde der Gesetzentwurf angenommen. 
 
Der mitberatende Ausschuss für Schule und Weiterbildung befasste sich in seiner Sitzung 
am 21. Mai 2014 abschließend mit dem Gesetzentwurf (vgl. Ausschussprotokoll 16/560). 
Dort wurde entschieden, kein Votum abzugeben. 
 
Der mitberatende Haushalts- und Finanzausschuss befasste sich in seiner Sitzung am  
22. Mai 2014 abschließend mit dem Gesetzentwurf (vgl. Ausschussprotokoll 16/563).  
Dort wurde entschieden, kein Votum abzugeben. 
 
Die abschließende Beratung im federführenden Ausschuss fand am 28. Mai 2014 statt (vgl. 
Ausschussprotokoll 16/577). 
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II. Änderungs - und Entschließungsanträge: 
 
1. Zur abschließenden Beratung legten die Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN folgenden gemeinsamen Änderungsantrag vor: 
 

„Artikel 1 wird wie folgt geändert: 
 
1. Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

In § 3b Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „ihrer“ durch das Wort „ihres“ ersetzt. 
 

2. Nummer 9 
In § 9b Absatz 3 wird die Angabe „10 000“ durch „15 000“ ersetzt. 
 

3. Nummer 11 
a) In § 13 Absatz 1 wird Satz 3 wie folgt gefasst: 
„Bildung wirkt darauf hin, die Entwicklung des Kindes zu einer eigenständigen Per-
sönlichkeit und den Erwerb seiner sozialen Kompetenz unter Beachtung der in Artikel 
6 und 7 der Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen genannten Grundsätze zu 
fördern.“  
b) § 13 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
„(5) Bildung und Erziehung sollen dazu beitragen, dass alle Kinder sich in ihren un-
terschiedlichen Fähigkeiten und Lebenssituationen anerkennen, positive Beziehun-
gen aufbauen, sich gegenseitig unterstützen, zu Gemeinsinn und Toleranz befähigt 
und in ihrer interkulturellen Kompetenz gestärkt werden.“ 

 
4. Nummer 12 

a) An § 13c Absatz 1 wird folgender Satz 5 angefügt:  
„Sie kann auch durch die Förderung in bilingualen Kindertageseinrichtungen oder bi-
lingualer Kindertagespflege unterstützt werden.“ 
b) In § 13e Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 eingefügt: „Grundlage für die 

angebotenen Betreuungszeiten ist die örtliche Jugendhilfeplanung.“ 
 
5. Nummer 13  

§ 14b Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
„(3) Der Schulträger lädt gemeinsam mit den Leiterinnen und Leitern der Tagesein-
richtungen für Kinder und der Grundschulen die Eltern, deren Kinder in zwei Jahren 
eingeschult werden, zu einer Informationsveranstaltung ein, in der die Eltern über 
Fördermöglichkeiten im Elementarbereich und Primarbereich insbesondere auch 
über die Bedeutung kontinuierlich aufeinander aufbauender Bildungsprozesse bera-
ten werden.“ 

 
6. Nummer 16 

§ 16b wird wie folgt gefasst: 
„Soweit die Kindertageseinrichtungen Mittel für zusätzlichen Sprachförderbedarf er-
halten, haben sie im Team eine sozialpädagogische Fachkraft, die in der Regel über 
nachgewiesene besondere Erfahrungen und Kenntnisse in der Sprachförderung ver-
fügt, zu beschäftigen. Der Träger stellt sicher, dass die vom Jugendamt zur Verfü-
gung gestellten Landeszuschüsse zur Finanzierung zusätzlicher Fachkraftstunden 
eingesetzt werden, die über den 1. Wert der Tabelle in der Anlage zu § 19 Absatz 1 
hinausgehen. Er sorgt außerdem dafür, dass diese Fachkraft durch die regelmäßige 
Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen die speziellen Anforderungen 
dieser Tageseinrichtung sichert und weiter entwickelt.“ 
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7. Nummer 19  

a) Buchstabe c) wird wie folgt geändert: 
In § 19 Absatz 4 Satz 5 wird hinter dem Wort „werden“ das Komma gestrichen. 
b) Buchstabe d) wird wie folgt geändert: 
In § 19 Absatz 6 Satz 2 wird hinter dem Wort „Horten“ das Komma gestrichen. 

 
8. Nummer 20 

a) Buchstabe c) wird wie folgt gefasst: 
„Absatz 3 wird wie folgt gefasst: „(3) Bei eingruppigen Einrichtungen, die am 28. Feb-
ruar 2007 in Betrieb waren, kann unter Berücksichtigung des in Absatz 1 zugrunde 
liegenden Eigenanteils des Trägers ein weiterer Pauschalbetrag von bis zu 15 000 
Euro geleistet werden, wenn der Träger ohne diesen zusätzlichen Betrag die Einrich-
tung nicht ausreichend finanzieren kann. Waldkindergartengruppen können unter Be-
rücksichtigung des in Absatz 1 zugrunde liegenden Eigenanteils des Trägers eben-
falls einen weiteren Pauschalbetrag von bis zu 15 000 Euro je Waldkindergarten-
gruppe erhalten, wenn der Träger ohne diesen zusätzlichen Betrag die Einrichtung 
nicht ausreichend finanzieren kann. Soweit die Voraussetzungen vorliegen, können 
für eine Einrichtung Pauschalbeträge nach Satz 1 und Satz 2 auch nebeneinander 
geleistet werden. Über die Gewährung des Betrages entscheidet das Jugendamt im 
Benehmen mit dem Träger der Einrichtung.““ 
b) Buchstabe d) wird wie folgt geändert: 
In Absatz 4 wird Buchstabe k) wie folgt geändert: 
„den Landeszuschuss für zusätzlichen Sprachförderbedarf nach § 21b in Verbindung 
mit § 16b.“ 

 
9. Nummer 22 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe c) wird wie folgt gefasst: „(3) Das Land gewährt dem Jugendamt für 
jede Einrichtung einen zusätzlichen Zuschuss pro Kindergartenjahr zur Unter-
stützung des Personals (Verfügungspauschale), dessen Höhe sich aus der Anla-
ge 1 zu dieser Vorschrift ergibt. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Weitere Vo-
raussetzung für diesen Zuschuss ist, dass die nach diesem Absatz und der Anla-
ge 1 zu dieser Vorschrift auf eine Tageseinrichtung entfallende Verfügungspau-
schale vollständig zur Finanzierung zusätzlicher Personalkraftstunden oder ande-
rer, das pädagogische Personal unterstützende Kräfte, die über den 1. Wert der 
Tabelle in der Anlage zu § 19 Absatz 1 hinausgehen, eingesetzt wird. Zuschüsse, 
die nicht zweckentsprechend verwendet werden, sind zurück zu zahlen, sie sind 
nicht rücklagefähig. Das Jugendamt erklärt gegenüber dem Land die zweckent-
sprechende Verwendung der nach diesem Absatz an die Träger geleisteten Zu-
schüsse und legt diese durch vereinfachten Verwendungsnachweis spätestens 
bis zum 30. April des auf das Ende des Kindergartenjahres folgenden Kalender-
jahres dar.“ 

b) Buchstabe d) wird wie folgt gefasst: 
„Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt gefasst: (4) Das Land gewährt 
dem Jugendamt für jedes unterdreijährige Kind einen zusätzlichen Zuschuss pro 
Kindergartenjahr (zusätzliche U3-Pauschale). Die Höhe der zusätzlichen U3-
Pauschale ergibt sich aus der Anlage 2 zu dieser Vorschrift. Abweichend von § 19 
Absatz 5 ist bei der Alterszuordnung für das gesamte Kindergartenjahr das Alter 
zugrunde zu legen, welches die Kinder zum Stichtag des § 101 Absatz 2 Num-
mer 10 SGB VIII erreicht haben. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Weitere Vo-
raussetzung für diesen Zuschuss ist, dass die nach diesem Absatz und der Anla-
ge 2 zu dieser Vorschrift auf eine Tageseinrichtung entfallenden zusätzlichen U3-
Pauschalen vollständig zur Finanzierung zusätzlicher Personalkraftstunden oder 
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anderer, das pädagogische Personal unterstützende Kräfte, die über den 1. Wert 
der Tabelle in der Anlage zu § 19 Absatz 1 hinausgehen, eingesetzt werden. Das 
zusätzliche Personal muss mindestens über eine Qualifikation im Sinne von § 2 
Absatz 1 der Vereinbarung nach § 26 Absatz 3 Nummer 3 vom 26. Mai 2008 in 
der Fassung vom 13. März 2013 verfügen. Absatz 3 Satz 4 und Satz  5 gelten 
entsprechend.“ 

c) Unter Buchstabe k) werden in Absatz 11 Satz 1 die Wörter „§ 21 Absatz 3 Satz 4, 
Absatz 4 Satz 5“ durch die Wörter „§ 21 Absatz 3 Satz 5, Absatz 4 Satz 7“ ersetzt. 

 
10.  Nummer 23 wird wie folgt geändert: 

a) In § 21a Absatz 2 Satz 5 werden die Wörter „Satz 4“ durch die Wörter „Satz 5“ er-
setzt. 
b) In § 21a wird nach Absatz 2 folgender Absatz 3 angefügt:  
„(3) Im Kindergartenjahr 2014/2015 gewährt das Land den Jugendämtern für die  
plusKITA-Einrichtungen, denen nach der Entscheidung der Jugendhilfeplanung zum 
15. März 2014 ein Zuschuss als „Einrichtung(en) in sozialen Brennpunkten“ nach § 
20 Absatz 3 Satz 1 Kinderbildungsgesetz, in der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
25. Juli 2011 (GV. NRW. S. 385) geänderten und am 1. August 2011 in Kraft getrete-
nen und bis zum 31. Juli 2014 gültigen Fassung (§ 20 Absatz 3 Satz 1 a.F.) bewilligt 
wurde, den Zuschuss nach Absatz 1 Satz 3 und 4 gemindert um den Landesanteil an 
dem Zuschuss nach § 20 Absatz 3 Satz 1 a.F.“ 
c) § 21b Absatz 2 Satz 5 wird wie folgt gefasst: „§ 21 Absatz 3 Satz 5 und § 21a Ab-
satz 2 Satz 5 gelten entsprechend.“ 

 
11. Nummer 24 wird wie folgt geändert: 

In § 21e Absatz 3 wird nach den Wörtern „Einrichtung überträgt.“ folgender Satz 3 
eingefügt: 
„Dies gilt auch für Plätze, die nach einer Vereinbarung zwischen dem Träger und 
dem Jugendamt nur vorübergehend belegt und dann von einer Einrichtung auf ande-
re Einrichtungen übertragen wurden.“ 

 
12. Nummer 25  

In § 22 Absatz 1 wird die Angabe „1,5fache“ durch „3,5fache“ ersetzt. 
 

13. Nummer 31 wird wie folgt gefasst: 
Die Wörter in der Überschrift „Anlage zu § 21“ werden durch die Wörter „Anlage 1 zu 
§ 21“ ersetzt und Anlage 2 wie folgt angefügt:  
 
„Anlage 2 zu § 21 

 

 Wöchentliche Betreuungszeit Zusätzliche U3-Pauschale in Euro 

a 25 Stunden 1 400 

b 35 Stunden 1 800 

c 45 Stunden 2 200 

„ 
Artikel 2 [richtig 32] wird wie folgt geändert: 
 

§ 36 Absatz 1 Schulgesetz wird wie folgt gefasst: 
„Der Schulträger lädt gemeinsam mit den Leiterinnen und Leitern der Tageseinrich-
tungen für Kinder und der Grundschulen die Eltern, deren Kinder in zwei Jahren ein-
geschult werden zu einer Informationsveranstaltung ein, in der die Eltern über För-

                                                
2
 Im vorgelegten Änderungsantrag liegt ein offensichtlicher Schreibfehler vor. 
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dermöglichkeiten im Elementarbereich und Primarbereich insbesondere auch über 
die Bedeutung kontinuierlich aufeinander aufbauender Bildungsprozesse beraten 
werden.“ 
 

Begründung 
Am 30. April 2014 führten der Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend und der Aus-
schuss für Kommunalpolitik eine öffentliche Anhörung von Sachverständigen zum Ge-
setzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes und 
weiterer Gesetze“ (Drucksache 16/5293) durch. Die Sachverständigen konnten an vielen 
Stellen einen Änderungs- und Anpassungsbedarf des Entwurfes plausibel machen. Die-
sem Bedarf sollen die hier vorgelegten Änderungsanträge gerecht werden. 
Darüber hinaus werden redaktionelle, sprachliche und inhaltliche Korrekturen und Klar-
stellungen beantragt. 
 
Zu Artikel 1 Nummer 1: Redaktionelle Änderung  
Zu Artikel 1 Nummer 2: Der Landeselternbeirat Kita konnte plausibel machen, dass eine 
Erhöhung des gesetzlichen Zuschusses notwendig ist. Der Ansatz soll daher um 50% er-
höht werden. Dem Haushaltsgesetzgeber bleibt es unbenommen, über diese gesetzliche 
Förderung hinaus Anpassungen vorzunehmen. 
Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a): Der Gesetzentwurf der Landesregierung sah nur 
eine Bezugnahme auf Artikel 7 der Landesverfassung vor. Mit der ausdrücklichen Nen-
nung von Artikel 6 soll die Bedeutung der Kinderrechte und des Kinderschutzes hervor-
gehoben  werden. 
Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe b): Die ausdrückliche Aufnahme des Begriffes „inter-
kulturelle Kompetenz“ aus der Begründung zu § 13 Absatz 5 in den Gesetzestext soll 
deutlich machen, dass zur Fähigkeit, mit anderen Individuen und Gruppen respektvoll zu 
kommunizieren und zu handeln, selbstverständlich auch der Umgang mit Menschen an-
derer Kulturen gehört und dass die frühkindliche Bildung und Erziehung in der Kinderta-
gesbetreuung einen wichtigen Beitrag zur Förderung und Weiterentwicklung der interkul-
turellen Sensibilität leistet. 
Zu Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe a): Die Ergänzung in § 13c soll aufzeigen, dass die 
Einrichtung zweisprachiger Kitas oder die Betreuung in zweisprachiger Kindertagespflege 
einen wichtigen Beitrag zur Mehrsprachigkeit, zur Sprachförderung in anderen Mutter-
sprachen als Deutsch und zur Sprachenvielfalt leisten kann. Mit der Klarstellung soll die 
kommunale Jugendhilfeplanung – dem Wunsch des Landesintegrationsrates entspre-
chend – ermutigt werden, bilinguale Angebote bedarfsgerecht zu entwickeln. 
Zu Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe b): Der Hinweis auf die örtliche Jugendhilfeplanung in 
§ 13e greift ein Anliegen der freien Träger auf. Mit der Ergänzung wird klar gestellt, dass 
das vor Ort mögliche Öffnungs- und Betreuungsangebot auch vom Ergebnis der örtlichen 
Jugendhilfeplanung abhängt. 
Zu Artikel 1 Nummer 5: Die gemeinsam von Schule und Kindertageseinrichtung zwei 
Jahre vor der Einschulung ausgerichtete Informationsveranstaltung für Eltern hat sich 
bewährt und entspricht guter Praxis. Die Erweiterung betont die gemeinsame Verantwor-
tung von Elementar- und Primarbereich für einen kontinuierlichen Bildungsprozess. Dies 
entspricht der Anregung der Sachverständigen in der Anhörung. 
Zu Artikel 1 Nummer 6: Gegenüber der Fassung des § 16b im Gesetzentwurf der Lan-
desregierung wird als Ergebnis der Sachverständigenanhörung ein neuer Satz 2 einge-
fügt, um klar zu stellen, dass der Landeszuschuss für zusätzlichen Sprachförderbedarf 
auch für zusätzliches Personal einzusetzen ist. 
Zu Artikel 1 Nummer 7: Redaktionelle Änderungen 
Zu Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe a): Die Neufassung des § 20 Absatz 3 berücksichtigt 
zum einen, dass sechs Jahre nach Außerkrafttreten des Gesetzes über Tageseinrichtun-
gen für Kinder ein Vergleich mit den seinerzeit anerkennungsfähigen Kosten faktisch al-
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lenfalls eingeschränkt möglich ist und stellt daher für die bestandsgeschützten eingruppi-
gen Einrichtungen darauf ab, ob der zusätzliche Zuschuss zur auskömmlichen Finanzie-
rung erforderlich ist. Zum anderen wird mit dem neuen Satz 2 sichergestellt, dass die 
Personalausstattung von Waldkindergartengruppen finanziert werden kann. 
Zu Artikel 1 Nummer 8 Buchstabe b): Die Ergänzung von § 20 Absatz 4 Buchstabe k) ist 
eine notwendige Folgeänderung von Nummer 6. 
Zu Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe a): Die Neufassung des § 21 Absatz 3 dient einerseits 
der Klarstellung. Mit dem neu eingefügten Satz 3 zur zweckentsprechenden Verwendung 
wird das Anliegen der Regelung verdeutlicht, wie es bereits in der Begründung des Ge-
setzentwurfes ausgeführt wurde: Mit der Verfügungspauschale sollen die Teams durch 
mehr Personal entlastet werden, deshalb sind die Mittel auch vollständig für Personal-
kraftstunden oder anderes zusätzliches Personal zu verwenden. Darüber hinaus wird die 
Frist für die Jugendämter zur Vorlage der Verwendungsnachweise um einen Monat auf 
den 30. April verlängert und mit der Vorlagefrist nach § 20 Absatz 5 harmonisiert. 
Zu Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe b): Mit der Formulierung des § 21 Absatz 4 in Verbin-
dung mit den Änderungen in Nummer 13 wird die ursprüngliche betreuungszeitabhängige 
Staffelung der zusätzlichen U3-Pauschale wieder hergestellt. Damit wird eine Forderung 
einiger Sachverständigen aus der Anhörung aufgegriffen, wonach Einrichtungen, die län-
gere Betreuungszeiten für unterdreijährige Kinder anbieten, durch die Vereinheitlichung 
der Pauschale Ressourcen verlieren würden. 
Zu Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe c): Es handelt sich um Folgeänderungen zu Buchsta-
ben a) und b). 
Zu Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe a): Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Num-
mer 9. 
Zu Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe b): Mit den Mitteln für plusKITA-Einrichtungen erhöht 
das Land seine Mittel für Einrichtungen mit besonderem Unterstützungsbedarf um ein 
Vielfaches und löst damit die bisherige paritätisch erfolgte Finanzierung sozialer Brenn-
punkteinrichtungen durch eine reine Landesförderung ab. Im Kindergartenjahr 2014/2015 
werden gegenüber den Jugendämtern die Finanzierungsanteile des Landes an den Pau-
schalbeträgen für die nach der örtlichen Jugendhilfeplanung zum 15. März 2014 ange-
meldeten „Einrichtungen in sozialen Brennpunkten“ mit den Zuschüssen für plusKITAs 
verrechnet, wenn die „Einrichtungen in sozialen Brennpunkten“ als plusKITAs in die Ju-
gendhilfeplanung aufgenommen werden. 
Zu Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe c): Es handelt sich um Folgeänderungen zu den 
Nummern 9 und 10 a). 
Zu Artikel 1 Nummer 11: Die Einfügung eines Satzes 3 in § 21e dient der Klarstellung, 
dass die Planungsgarantie nicht für Plätze gilt, die in Absprache zwischen Trägern und 
Jugendämtern vorübergehend eingerichtet werden. 
Zu Artikel 1 Nummer 12: Immer wieder wurde von Verbänden kritisiert, dass Kinder mit 
Behinderungen in Tagespflege nicht entsprechend der Förderung in Kindertageseinrich-
tungen berücksichtigt werden. Die Erhöhung des Zuschusses für Kinder mit Behinderun-
gen in Kindertagespflege auf den 3,5fachen Satz trägt den Ausführungen zahlreicher 
Sachverständiger in der Anhörung Rechnung, die eine bessere Unterstützung des Lan-
des der Inklusion in Kindertagespflege entsprechend derer in Kindertageseinrichtungen 
forderten. 
Zu Artikel 1 Nummer 13: Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 9 Buchsta-
be b). 
Zu Artikel 2: Die Änderung entspricht Artikel 1 Nummer 5.“ 
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2. Die Fraktion der PIRATEN legte folgenden Änderungsantrag vor: 

„1. Gerechtere Finanzierung 
 

§19 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
„(2) Die Kindpauschalen erhöhen sich jährlich, erstmals für das Kindergartenjahr 
2015/2016, um 3 Prozent.“ 
 
§ 22 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„Das Land zahlt dem Jugendamt für jedes Kind bis zum Schuleintritt in der Kinderta-
gespflege einen jährlichen Zuschuss in Höhe von 1000 Euro, soweit nicht für dieses 
Kind ein Landeszuschuss nach § 21 gewährt wird. Für Kinder mit Behinderung oder 
Kinder, die von einer wesentlichen Behinderung bedroht sind, und bei denen dies von 
einem Träger der Eingliederungshilfe festgestellt wurde, erhält das Jugendamt die 
3,5fache Pauschale nach Satz 1. Bei der Verwendung der 3,5fachen Pauschale ist 
der besondere Bedarf von Kindern mit Behinderung zu berücksichtigen, insbesondere 
durch Begrenzung der Anzahl der betreuten Kinder oder durch Qualifizierung der Ta-
gespflegepersonen“ 
 
§ 23 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
„Soweit die Förderung in Kindertagespflege gemäß SGB VIII erfolgt, sind Elternbei-
träge an die Tagespflegepersonen ausgeschlossen.“ 
 
§ 23 Absatz 1 wird wie folgt ergänzt: 
 
„Kostenerstattungen für Ausflüge oder Verpflegung an Tagespflegepersonen sind 
weiterhin möglich.“ 
 
Begründung 
 
Das Kinderbildungsgesetz in der Fassung der Landesregierung berücksichtigt die fi-
nanzielle Lage der frühkindlichen Bildung in der Kindertagespflege und in Kinderta-
geseinrichtungen nicht ausreichend. An die frühkindliche Bildung werden zusätzliche 
Aufgaben gestellt und Qualifizierungen gefordert, die finanziell nicht abgebildet wur-
den.“ 

 
3. Die Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN legten folgenden weiteren 
Änderungsantrag vor: 
 

Nr. 26 Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 
 

Dem Absatz 1 werden die folgenden Sätze angefügt: 
„In den Fällen des § 21d können die Elternbeiträge nur durch das Jugendamt des 
Wohnsitzes erhoben werden. Soweit die Förderung in Kindertagespflege gemäß § 23 
SGB VIII erfolgt, sind weitere Kostenbeiträge der Eltern an die Tagespflegeperson 
ausgeschlossen. Das Jugendamt kann die Zahlung eines angemessenen Entgelts für 
Mahlzeiten an die Tagespflegeperson zulassen.“ 
Begründung: 
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Die Regelung in Satz 3 erfolgt in Anlehnung an die Regelungen für Kindertagesein-
richtungen. 
 

4. Daneben legte die Fraktion der CDU einen Entschließungsantrag vor, vgl. Drucksa-
che 16/5956. 
 
5. Die Fraktion der FDP legte ebenfalls einen Entschließungsantrag vor, vgl. Drucksa-
che 16/5999. 
 
 
III. Abschließende Beratung: 
 
Die abschließende Beratung im federführenden Ausschuss fand am 28. Mai 2014 statt (vgl. 
Ausschussprotokoll 16/577). 
 
Für die Fraktion der CDU hob Herr Abg. Tenhumberg hervor, dass aus deren Sicht der Ge-
setzentwurf enttäuschend sei. Auch die vorgelegten Änderungsanträge der Fraktionen der 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN berücksichtigten nicht die Ergebnisse der durchgeführ-
ten Sachverständigenanhörung. Erzieherinnen und Erzieher würden weiter belastet, zudem 
entlaste das Gesetz die Träger finanziell nicht. Die Kindpauschalen seien nicht auskömmlich, 
da lediglich eine Überrollung der Ansätze stattfinden würde. Damit würden die bestehenden 
Probleme bei den Trägern nicht gelöst. Die von den Sachverständigen aufgeworfene Frage 
der Konnexitätsrelevanz sei aus Sicht der Fraktion der CDU keine Aufforderung zum Nichts-
tun. Die regierungstragenden Fraktionen, vor allem aber die Landesregierung, seien nun-
mehr aufgefordert, diese Frage anzugehen. Schließlich werde mit dem Gesetzentwurf auch 
ein zusätzliches Einzelproblem geschaffen. Es stelle nämlich die Kindertageseinrichtungen 
vor Schwierigkeiten, die bei der Finanzierung zwar über den sogenannten „1. Wert“ finanzie-
ren und dieses Kriterium auch erfüllen, aber insgesamt defizitär seien.  
 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hob Frau Abg. Asch hervor, dass mit dieser 
Gesetzesnovelle zusätzlich 100 Mio. Euro ins System als frische Haushaltsmittel fließen 
würden. Damit könnten neue Stellen finanziert werden. Die sogenannten plusKitas würden 
benachteiligte Kinder stärken; Ungleiches werde ungleich behandelt und somit erhalten be-
nachteiligte Kinder bessere Startchancen für ihr Leben. Die vorgelegten Änderungsanträge 
berücksichtigen Hinweise aus der Anhörung, wonach insbesondere die Staffelung beim U3-
Zuschuss verbessert werde. Zudem nehme der Gesetzentwurf Bezug auf die in der Landes-
verfassung verankerten Kinderrechte. Er stärke ferner die Inklusion in der Tagespflege. Das 
System der Finanzierung der sogenannten Waldkindergärten werde verbessert, zudem wer-
de der Landeselternbeirat gestärkt.  
 
Herr Abg. Hafke verdeutlichte für die Fraktion der FDP, dass dem Gesetzentwurf ein voll-
kommen falscher Denkansatz zugrunde liege. Seine Fraktion werde den Gesetzentwurf und 
die vorgelegten Änderungsanträge deshalb ablehnen. Der Strategie der Landesregierung 
„Kein Kind zurücklassen“ wird damit widersprochen.  
 
Für die Fraktion der PIRATEN verdeutlichte der Abg. Wegner, dass diese zwar den Ände-
rungsanträgen, nicht aber dem Gesetzentwurf selbst zustimmen werden. Der Gesetzentwurf 
lasse vollkommen außer Acht, dass eine Erhöhung der Kindpauschalen dringend erforderlich 
sei.  
 
Die Landesregierung machte deutlich, dass unter Umständen eine Prüfung der Konnexitäts-
relevanz erforderlich sei, dieses Verfahren müsse aber ergebnisoffen betrachtet werden. 
Würde man, wie aus den Beiträgen der Oppositionsfraktionen deutlich würde, die Kindpau-
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schale lediglich um einen Prozent erhöhen, kommen auf das Land erhebliche Mehrkosten 
hinzu. Bei Bejahung der Konnexitätsrelevanz und der daraus folgenden Mitübernahme des 
kommunalen Anteils der Erhöhung verdopple sich der dann zu zahlende Betrag. Berücksich-
tigt man noch die Elternbeiträge, könne er sich sogar verdreifachen.  
 
Zudem wurde seitens der Landesregierung deutlich gemacht, dass die neuen Fördermittel 
für die Sprachförderung und die plusKitas, sowie Mittel für zusätzliches Personal über dem 
„1. Wert“ eingesetzt werden müssen. Das Jugendamt mit dem Jugendhilfeausschuss vor Ort 
soll nach Belastungssituation entscheiden, welche Kindertageseinrichtungen das Geld be-
kommen und nicht die Einrichtungen bestrafen, die deutlich über dem „1.Wert“ Personal ha-
ben und bei der das nicht auskömmlich sei. Jugendamt und Jugendhilfeausschuss müssen, 
beim Verwendungsnachweis und der Überprüfung sicherstellen, dass Mittel nicht doppelt 
eingesetzt werden, um eine Grundfinanzierung vorzunehmen. In den Änderungsanträgen der 
Regierungsfraktionen sei deshalb immer von „zusätzlichen“ Mitteln die Rede. Es muss nach-
gewiesen werden, dass die Mittel aus dieser Gesetzesreform über dem „1. Wert“ eingesetzt 
werden.  
 
Herr Abg. Hafke ergänzte noch, dass aus seiner Sicht das Zuzahlungsverbot bei der Kinder-
tagespflege nicht ausgegoren sei. Seine Fraktion könne nicht nachvollziehen, warum die 
Tagespflege so behandelt würde. Dem hielten die Vertreter der Regierungsfraktionen entge-
gen, dass die Frage der Tagespflegestrukturen eine Entscheidung sei, die vor Ort in den 
Jugendämtern und Jugendhilfeausschüssen getroffen werden könne. Hier sei aus Landes-
sicht nichts zu regeln.  
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C Abstimmung 
 
Nach der abschließenden Beratung wurde zunächst über die o.g. Änderungsanträge abge-
stimmt: 

 Der erste Änderungsantrag der Fraktion der SPD und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN wurde mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der FDP bei 
Enthaltung der Fraktion der PIRATEN angenommen. 

 Die Fraktion der PIRATEN stellte von ihrem Änderungsantrag lediglich die begehrte 
Änderung zu § 19 Abs. 2 des Gesetzentwurfes zur Abstimmung und nahm ihn im Üb-
rigen zurück. Mit den Stimmen der Fraktion der PIRATEN gegen die Stimmen der 
Fraktionen der SPD, der CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP wurde der 
Änderungsantrag abgelehnt. 

 Der zweite Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN wurde mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PIRATEN gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der FDP ange-
nommen. 

 
Bei der sich anschließenden Abstimmung über den Gesetzentwurf in der durch die ange-
nommenen Änderungsanträge geänderten Fassung wurde dieser mit den Stimmen der Frak-
tionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der 
CDU, der FDP und der PIRATEN in der geänderten Fassung angenommen. 
 
Über die Entschließungsanträge Drucksachen 16/5956 und 16/5999 wurde gemäß § 81 Abs. 
1 S. 4 GO LT im Ausschuss nicht abgestimmt, da über diese erst nach der Schlussabstim-
mung abzustimmen ist. 
 
 
 
 
 
 
Margret Voßeler 
Vorsitzende 
 


